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horten-Studie 
Seite 3-5 

                                    

 

Radon gefährdet die 
Gesundheit 

Das Bundesamt für 

Strahlenschutz (BfS) be-

nötigte 6 Jahre, um eine 

(zweiteilige) Unsicher-

heitsanalyse zu den offi-

ziell enorm niedrigen 

aber epidemiologisch 

begründeten Krebs im 

Uranbergbau der Öffent-

lichkeit bekannt zu ge-

ben. Zumindest wenn 

man eine schmale Zu-

sammenfassung deut-

scher Übersetzung aus 

den nur englischspra-

chig im DORIS1-Archiv 

hinterlegten Texten als 

öffentlich bezeichnen 

möchte. Die seit 1990 

steuerfinanzierten Ko-

horten-Studie(n) und die 

Vielzahl der ebenso 

steuerfinanzierten dar-

aus abgeleiteten Stu-

dien und akademischen 

Berichte wurden bisher 

im Strahlentelex unter-

sucht und viele 

Schwachstellen offenge-

legt. In wie weit die offi-

ziellen Krebsrisiken der 

Praxis standhalten, ist 

das Thema ab Seite 3. 

DORIS1http://nbn-reso-
ving.de/urn:nbn:de  

It took the Federal Office for Radiation Protection (BfS) 6 years to announce to 

the public a (two-part) uncertainty analysis of the officially enormously low but 

epidemiologically justified cancers in uranium mining. At least if one wants to 

describe a narrow summary of German translations from the texts deposited in 

the DORIS-archive only in English as public. The cohort study(s), which have 

been tax-financed since 1990, and the large number of studies and academic 

reports derived from them, which have also been financed by taxes, have so far 

been examined in the radiation telex and many weaknesses have been revealed. 

The extent to which the official cancer risks stand up to practice is discussed from 

page 3. DORIS http://nbn-resolving.de/urn:nbn:de:0221-2018071915600 
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Seite 16: Aktuel-

les, u.a.:  

Mülldeponie 
bestimmt 
Radonvor-
sorge in 
Thüringen 

Aktuelle Umweltthemen: 
Phosphor und Phos-

phorrecycling Seite 11 
 

Radioaktive Hotspots 

nach der Sanierung 

um Ronneburg Seite 14 

 

 
                                    

 

Radonvorsorge Seite 6- 9: Teil 3 zur  
Die Ausweisung von Radonvorsor-

gegebieten (RVG) – fundierte Me-

thode oder Scheinwissenschaft  
Seite 9 – 10: 

Die Radonvorsorgegebiete (RVG) 

der Bundesrepublik im Vergleich  
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Unsere 
Informativ-

Rubrik erscheint auf Grund 
der Vielzahl aktueller An-
lässe in Form einer umfas-
senderen Beilage ab Seite 
16. Die online-Ausgabe 
des Strahlentelex enthält 
die Beiträge im „zeitgemä-
ßen“ Englisch.    

In dieser Ausgabe: Die abschließende Bewertung der langwierigen Studienergeb-
nisse der sogenannten Wismutkohorte betreffs der Krebshäufigkeit bei Uranberg-
arbeitern offenbart ab S. 3 an Hand der praktischen Realitäten, dass keine wissen-
schaftliche Basis verwendet werden konnte und somit die Studienergebnisse nicht 
wissenschaftsbasiert sind. Die Prüfung ausreichender Wissenschaftsbasiertheit 
steht auch im Mittelpunkt des nachfolgenden Beitrages von Frank Ullrich ab S. 6. Es 
wird detailliert nachgewiesen, dass die Ausweisung der Radonvorsorgegebiete 
mit der praktizierten Messtechnik auf falschen Ermittlungsdaten beruht. Wie die ver-
schiedenen Bundesländer sich dieser Problematik stellten, zeigt ab S. 9 der nachfol-
gende Vergleich der gesetzlichen Allgemeinverfügungen. 
Als aktuelles Umweltthema (S. 11) steht Sinn und Unsinn des Kreislaufwirtschafts-
gesetzes zur Schonung natürlicher Ressourcen zur Diskussion, indem am Beispiel 
des endlichen Phosphors die aktuelle Recycling-Strategie zusammengefasst wird.  
Die Uranbergbausanierung in Thüringen ist weit fortgeschritten. Dr. Karsten Hansky 
geht ab S. 14 den Spuren verbliebener Hotspots nach, die sich eindeutig begrün-
den lassen und dennoch einen Entscheid über Verbleib oder Sanierung erfordern. 
 
In der Beilage (ab S. 16) können sich die Leser der Druckausgabe über die Heran-
gehensweise des verantwortlichen Ministeriums zur Ausweisung von sogenannten 

Radonvorsorgegebieten Thüringens informieren: Eine Mülldeponie gilt dort als 
repräsentative Radonquelle für ganz Ostthüringen.  
Wiederholte Anfragen zum Verständnis der Aktionen im AKW Fukushima (radi-
oaktive Kühlwassereinleitung) und zur Sicherheitslage ukrainischer AKWs 
veranlassten, einen zusammenfassende Situationsbeschreibung vorzunehmen. 
 

Das Hauptthema der 
Ausgabe 04/2023 ist der 
abschließenden Bewertung 
der bundesdeutschen For-
schungsergebnisse zu 
Krebs-Erkrankungen von 
Wismutangehörigen gewid-
met. Betreffs der größten 
Gesundheitsgefahr des 
Uranbergbaus, Lungen-
krebs (LK) durch Radonfol-
geprodukte, sind die tat-
sächlichen Todesfälle nie 
erfasst worden.  Aus rund 
50.000 Gesundheitsakten 
früherer Beschäftigter filter-
ten die Forschungsstudien 
3.000 LK-Tote. Ansonsten 
beruft man sich auf die an-
erkannten Berufskrankhei-
ten (BK), wonach bis 1990 
in der DDR 5.275 LK regis-
triert waren. Entsprechend 
der 2019 eingestellten bun-
desdeutschen Statistik sind 
für den Zeitraum 1991 bis 
2018 weitere 4.200 Fälle 
(BK 2402, zuvor BK 92) zu 
entnehmen, wobei über 
7.200 Anträge abgelehnt 
wurden; neben LK-Fällen 
fast alle Krebsarten infolge 
realitätsferner Erfassung 
und Bewertung tatsächli-
cher Strahlenbelastungen. 
Die deutlich höher liegende 
Dunkelziffer ist fehlenden 
und mitunter falschen Diag-
nosen geschuldet. Auch 
eine Zuordnung zu den drei-
fach höher ausgewiesenen 
Silikose-Varianten verhin-
derte die statistische Be-
rücksichtigung häufiger Pa-
rallelerkrankungen.  
 

 

Impressum: Herausgeber Kirchlicher Umweltkreis Ronneburg (gegründet 
1988); Erscheinungsort: Ronneburg (Deutschland); alle Rechte liegen bei dem 
jeweiligen Verfasser. Erscheint 4/a zum jeweiligen Druckkostenpreis der kolo-
rierten print-Ausgabe; © Copyright 2023 by Frank Lange.  
Die hier und auf unserer Webseite veröffentlichen Inhalte und Werke unterliegen 
dem deutschen Urheberrecht. Für den Inhalt sind die jeweiligen Autoren verant-
wortlich.  
Druck: Nicolaus & Partner - 04626 Nöbdenitz;  
Die online-Ausgabe erscheint s/w und mit englischer Beilage ab 15.12.2023 auf 
der Internetseite der Kirchengemeinde Ronneburg und vorab im Abo.   
ISSN 2748-873X (online) 2749-8417 (Druckausgabe) 
 
Unser besonderer Dank gilt Herrn Thomas Dersee, den Hrsg. des Strahlentelex 
von 1987-2018, für seine stete Unterstützung unseres Projektes. 

Endlagersuche für hochradioaktiven Abfall in Deutschland: 
Am zweiten internationalen Forschungssymposium für die Sicherheit der nukle-
aren Entsorgung safeND, 13. – 15.09.23 in Berlin nahmen über 300 Personen 
aus 15 Ländern teil. Es gelang ein internationaler Austausch über die Sicherheit 
der nuklearen Entsorgung. In Diskussion standen neue wissenschaftliche Arbei-
ten im Hinblick auf die Zwischen- und Endlagerung radioaktiver Abfälle.  
Sozusagen auf nationaler Ebene fand am 17./18.11.23 in Halle (Saale) das 
2. Forum Endlagersuche statt; vorangegangen waren bereits digitale Info-Run-
den vom 06.-14.11.  Das Forum diskutierte den von der Bundesgesellschaft für 
Endlagerung (BGE) vorgegebenen Weg zur Eingrenzung der bisherigen groß-
flächigen sogenannten Teilgebiete. 
 
Zu beiden Tagungen wird im Strahlentelex noch informiert, wobei sich um au-

thentische Beiträge kompetenter Teilnehmer bemüht wird. Weiterhin besteht die 

Möglichkeit, entsprechende offizielle Veröffentlichungen zu verfolgen: „Das Bun-

desamt für die Sicherheit der nuklearen Entsorgung (BASE) verbessert sein On-

line-Angebot zur Endlagersuche: Die wesentlichen Unterlagen zum Standort-

auswahlverfahren (StandAV) sind ab sofort unter der neuen URL dokumente-

endlagersuche.base.bund.de separat gebündelt und abrufbar.“  

 

https://www.base.bund.de/SharedDocs/Glossareintraege/DE/E/endlagerung.html?view=renderHelp
https://www.endlagersuche-infoplattform.de/SharedDocs/Glossareintraege/DE/F/forum-endlagersuche.html?view=renderLightbox
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Praktische Realität 
Bereits die Dreiteilung der 
Expositionsbelastung der 
in Teil 2 erläuterten WLM- 
Einteilung durchschnittli-
cher Jahresbelastungen 
untertage wirft Fragen auf. 
Setzt man die hohen Expo-
sitionen bis 1954 von über 
300 WLM als 100 Prozent 
ins Verhältnis zur Einfüh-
rung der qualifizierteren 
technischen Bewetterung 
ab etwa 1955 und deren 
Weiterentwicklung nach 
1970, so ergebe sich eine 
Bestrahlungsbilanz für 
Radon/RFP von zirka 100 
zu 10 zu 1. Radonkon-
zentrationen der Anfangs-
phase mit vermeintlich na-
türlicher Bergwerksbelüf-
tung (der Bericht [1], S. 5 
geht irrtümlich von künstli-
cher Belüftung aus) sind 
unbekannt und nur grob 
„Experten-geschätzt“. Da-
bei ging man erst von Ø 
150 WLM aus, was sich 
nachträglich durch „Exper-
tenschätzung“ bis auf Ø 
583 WLM steigerte ([2], 
Tab.1 S. 12).  
Die zu den Expositionsein-
schätzungen herangezo-
genen Frischluftmengen 
beziehen sich auf die Vor-
gabewerte der Bergbaube-
treiber. Anfangs galten 2-3 
m3/min und Bergmann, ab 
1965 dann 90 m3/min 
/Mann; ein Wert der z.B. im 
Objekt 09 Aue selbst rech-
nerisch nie erreicht wurde 
([5] 1.4.8.1 S.9). Messun-
gen erfolgten in regelmäßi-
ger „Unregelmäßigkeit“ 
(Tab. 2) und betrafen aus-
gewählte Kontrollpunkte 
(damals als Betriebs-
punkte bezeichnet). Auch 

bei den Radongasermitt-
lungen gab es keine Konti-
nuität. Es wurden Schwer-
punkte gesetzt. „Ab 1965 
begann die Messung der 
Radonfolgeprodukt (RFP)-
Konzentrationen an allen 
ständig belegten Arbeit-

sorten unter Tage. Auf der 
Grundlage einer Anord-
nung des Generaldirektors 
von 1967 wurden für die 
Bergbaubetriebe 40 
MeV/cm³ als abgeleiteter 
Grenzwert festgelegt.“ ([5] 
1.4.8.1 S.6) Dieser Wert 
lag eigentlich 13% über 
den eigentlichen innerbe-
trieblichen Grenzwert.  Ab-
geleitet wurde er aus der 
Spezifik der Rn-222-Fol-
geprodukte (potentielle Al-
phaenergie) in Verbindung 
mit Atemrate und Arbeits-
zeit. Der Kontrollort und -
rythmus richtete sich nach 
der Einhaltbarkeit von Vor-
gabewerten, auch unter 
dem Aspekt der „Planerfül-
lung“ des Uranabbaus. Die 
Werte selbst wurden „flexi-
bel“ gehandhabt, mitunter 
zeitlich ausgesetzt. Die 
Messungen unterlagen 

gewissen Fehlerbetrach-
tungen, ohne sie grund-
sätzlich in Frage zu stellen. 
„Die RFP-Konzentrationen 
im Zeitraum 1974 bis 1986 
können als „meßtechni-
sche Reduzierung“ be-
trachtet werden. Sie ent-
standen im Zusammen-
hang mit dem Einsatz 
neuer Geräte und zum Teil 
nicht sachgerechter Hand-
habung, insbesondere bei 
der Kalibrierung. Darüber 
hinaus bedürfen vermut-
lich alle Werte (der Berg-
baubetriebe insgesamt, 
aber speziell im Abbau) ei-

ner Korrektur nach oben 
(etwa Faktor 1,3). Denn im 
allgemeinen wurden die 
Werte im „Normalbetrieb“, 
d.h. bei ununterbrochener 
Sonderbewetterung regis-
triert. An Abweichungen 
waren unvermeidbare und 
vermeidbare Einflüsse zu 
unterscheiden.“ ([5], S. 23) 
Dies und der geringe 
Messumfang der 

Kontrollmessungen selbst 
(Tab. 2) konnte den prakti-
schen Bedingungen nie 
gerecht werden. Zudem 
wurde sich an „erwartba-
ren“ Szenarien orientiert. 
Dennoch stellte man nach 
1983 trotz enormer techni-
scher Maßnahmen eine 
Zunahme der gesundheits-
relevanten RFP-Belastung 
fest. Insbesondere in den 
ostthüringischen Bergbau-
betrieben (BB), wo die 
Wettermengen durch den 
starken untertägigen Ab-
bau die damit verbunde-
nen Radonzunahmen nicht 
kompensieren konnten. 
Ein internes Eingeständnis 
belegt folgende Mitteilung 
im begrenztem Leitungs-
kreis der Generaldirektion 
der SDAG-Wismut vom 
03.10.1983: „Wir müssen 
uns darüber im Klaren 
sein, dass die Situation vor 
Ort nicht immer so gut ist, 
wie im Zeitraum der ar-
beitshygienischen Mes-
sungen“, Gerade diese 
sind aber für die nachträg-
lichen Expositionsschät-
zungen in den Kohorten-
studien verwendet worden. 
Wichtig ist, dass der Zeit-
raum der arbeitshygieni-
schen Messungen von der 
Situation vor Ort, also von 
den Arbeitszeiträumen ein-
deutig separiert dargestellt 
wurde. 
Von 1981-90 wurden für 
drei (von 5) BB Ostthürin-
gens 3.518 unzulässige 
Mängel registriert, die oft 
zu Sperrungen hätten 

Radioaktivität im Uranerzbergbau 
 

Die Ergebnisse der bundesdeut-

schen Krebsforschung im 

Uranerzbergbau  
Teil 3: Praxisorientierte Bewertung der Uranbergar-

beiter-Kohorten-Studie(n)  
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führen müssen, aber nur 
selten durchgeführt wur-
den ([7], S. 102). Die Prob-
leme reichten von defek-
ten oder abgestellten Lüf-
tern bis hin zu fehlenden 
Abdichtungen unzulässi-
ger (d.h. technisch nicht 
mehr erforderlicher) Ra-
donquellen; weitere Män-
gel enthält Tab. 1.8.2-9/1 
in [5]. Eine Reihe techni-
scher Probleme, die sich in 
den offiziellen Messungen 
nicht widerspiegeln, betra-
fen speziell die Bewette-
rung: Defekte Luftleitun-
gen, Fehlanschlüsse, Mit-
bewetterung ungenutzter 
oder abgeworfener Gru-
benräume, Kreisbewette-
rung, ungenügende oder 
fehlerhafte Wetterführung. 
Es ergaben sich deutlich 
geringere wirksame Wet-
termengen, als es die 
messtechnisch an der Ein-
zugsstelle festgestellte 
Verfügbarkeit vortäuschte.  
Eine Reihe wichtiger Ört-
lichkeiten erhielten völlig 
ungenügende Bewette-
rung, wie Dammbaube-
triebspunkte oder Stol-
lenendbereiche – Arbeits-
plätze, die nicht als stän-
dig belegt geführt wurden 
und (wenn überhaupt) mit 
Stichproben entsprechend 
Tab. 2 lfd. Nr. 3 in die Ar-
beitsplatzbewertung ein-
gingen (1 Wert pro Jahr!).  
Der Bericht [1] überträgt 
die Bezeichnung „an allen 
ständig belegten“ als Po-
sitivum und verkennt ein-
deutig die Einschränkung 
der Begriffswahl. Aus Tab. 
2 geht auch hervor, dass 
die messtechnische Über-
wachung als arbeits-hygie-
nischer Kontrollmechanis-
mus extrem begrenzt der 
Problemerkennung diente, 
umso mehr dagegen der 
Dokumentation vermeint-
lich erfolgreicher Wirkung 
der ständig „in Arbeit und 
Entwicklung befindlichen 
Bewetterungsmaßnamen“. 
Die plankonforme 

Erfassung angestrebter 
Idealzustände stand letzt-

lich im Vordergrund, d.h. 
statistische Auslegungen 
wurden in diesem Sinn ge-
nutzt. 
Die Bewetterung bildete 
nicht nur durch die größer 
werdenden Grubenge-
bäude eine ständige Her-
ausförderung. Hier steu-
erte man mit dem Abwer-
fen „ausgeerzter“ Stollen 
mit wechselndem Erfolg 
gegen. Schwieriger waren 
die schwankenden und un-
gleich verteilten Wirkungs-
grade im Grubengebäude 
in den Griff zu bekommen. 
Hier kommt der 
Messortauswahl eine ent-
scheidende Rolle zu. (Als 
Vergleich sei auf die heu-
tige Praxis der Feinstaub-
messung in deutschen 
Städten hingewiesen, die 
statistisch ebenfalls nicht 
unproblematisch ist.)  
Routine- bzw. die arbeits-
hygienischen Messungen 
der Radonkonzentrationen 
waren nicht zur Langzeit-
berücksichtigung der ge-
nannten Problemfälle prä-
destiniert. 
Was passierte bei Radon-
Überschreitungen, sofern 
diese festgestellt wurden? 
„In der Praxis bedeutete 
das, dass Betriebspunkte, 
denen Wetter mit RnFP-
Konzentrationen von bis 
zu 200 MeV/cm³ zugeführt 
wurden, durch den Einsatz 
von Radonfolgeproduktfil-

tern strahlenschutzseitig in 
den Normbereich verlegt 

werden konnten. Bedin-
gung war, dass der Filter 
so weit wie möglich vor Ort 
stationiert wurde, damit die 
Zeit zur Wiederaufnahme 
von Staub und damit 
RnFP-Konzentrationen bis 
zum Betriebspunkt gering 
war. Die Filter selbst waren 
so ausgerüstet, dass die 
Taschen gewechselt wer-
den konnten. In den Betrie-
ben des Thüringer Rau-
mes waren teilweise bis zu 
5 % der Betriebspunkte mit 
solchen Filtern ausgerüs-
tet. Die Methode versagte 
auf Betriebspunkten im 
durchgehenden Wetter-
strom, … sowie bei höhe-
ren RnFP-Konzentratio-
nen.“ ([5] 1.4.8.1 S.8) Die 
Ausführungen sind ein Be-
leg für die starken prakti-
schen Abweichungen von 
angestrebten Normzustän-
den in den Grubengebäu-
den.  
Weitere Praxisbeispiele 
sind in [7] dokumentiert. 
Z.B. traten im Objekt 09 in 
Aue 1982 über Wochen 
wenigstens 2,5fache Kon-
zentrationsüberschreitun-
gen statt ohne dass es zu 
Gegenmaßnahmen kam. 
Langzeitüberschreitungen 
der Folgejahre sind doku-
mentiert. Oder: Kontroll-
messungen im Halbjahres-
vergleich 1983/84 im BB 
Schmirchau ergaben 86 
bzw. 107 Betriebspunkte 

mit Überschreitungen der 
Radonkonzentration auf, 
was zudem fast bei jeder 
Messkampagne der Fall 
war.  
Es gab keinerlei Fremd-
überwachung. Die staatli-
che Überwachungsaufga-
ben aller BB des Uran-
bergbaus lagen in der 
Hand eines einzigen 
Strahlenschutzbeauftrag-
ten, einem exponierten 
Wismut-Angehörigen der 
Generaldirektion! Auf die 
nicht zugangsberechtigte 
Rolle des Staatlichen Am-
tes für Atomsicherheit 
müsste gesondert einge-
gangen werden. Die zu-
ständige Bergbehörde je-
denfalls hätte, selbst wenn 
sie gewollt hätte, gar keine 
Kontrollmessungen wegen 
fehlender technischer und 
personeller Voraussetzun-
gen realisieren können 
([7], S 103 Abb. IV/27). Al-
lein diese Tatsache stellt 
einen massiven Unsicher-
heitsfaktor für die Robust-
heit und notwendige Brei-
tenwirkung der Messdaten 
dar. Hierzu passt die Ei-
genbewertung der SDAG-
Wismut in [5] 1.8.2 S.17: 
„Die Messungen be-
schränken sich zwar auf 
das Radon, sie wurden 
aber damit dem Haupt-
problem der Strahlenbe-
lastung - zumindest nach 
dem Erkenntnisstand 
dieser Zeit - weitgehend 
gerecht. Diese Messun-
gen, die vermutlich durch-
aus mit großer Sorgfalt 
ausgeführt worden sind, 
können allerdings nicht 
darüber hinwegtäuschen, 
daß für die Strahlenbelas-
tung des einzelnen Berg-
arbeiters erhebliche Un-
sicherheiten bestehen. 
Charakteristisch ist in je-
dem Falle die enorme 
Streuung der Meßwerte; 
Überschreitungen der er-
mittelten Maximalwerte 
sind daher nicht auszu-
schließen.“ Diese 
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vorsichtig kritische Aus-
sage wurde von den Prob-
lemen in der Praxis jedoch 
weit übertroffen 
 
Auch Überprüfungen von 
Arbeitsplatzbewertungen 
der Berufsgenossenschaft 
halten der praktischen 
Plausibilität zu offenkundig 
nicht stand. Dabei ist die 
völlig ungeeignete, weil 
von den Forschungsergeb-
nissen widerlegte Schwell-
werttheorie (Jacobi-Mo-
dell) zur BK-Anerkennung 
noch vergleichsweise ne-
bensächlich, da bereits die 
„verarbeiteten“ Individual-
expositionen grundhaft 
falsch sind. Wie ungeeig-
net die mit der JEM zu 
Grunde gelegten Expositi-
onen sind, zeigt die simple 
Strahlungseinschätzung 
des Arbeitsplatzes eines 
Wachmanns [8], der jahre-
lang unmittelbar an hoch-
radonbelasteten Abwetter-
Schächten tätig war. Ihm 
wurde eine JEM-Dosis zu-
bilanziert, die die Dosis der 
Normalbevölkerung noch 
mehrfach unterschritt.  
Was folgt?  
Die Strahlenbelastung ge-
nerell (und insbesondere 

ab 1979 unter Tage mit < 
2-3 WLM), abgeleitet vor 
allem aus dem Objekt 09 
([6] Anlage B Tab 2), ist in 
der Praxis höher aufgetre-
ten. Es muss mit Bezug auf 
die Job-Exposure-Matrix 
(JEM) von bislang prakti-
zierten fehlerhaften ar-
beitsplatzbezogenen Ex-
positionsbewertungen 
ausgegangen werden, die 
zudem für keine individuel-
len Bewertungen mit juris-
tischer Relevanz heranzu-
ziehen sind. Die Messda-
ten Rn/RFP an sich sind 
nicht in Frage zu stellen. 
Ihre Verallgemeinerung bis 
hin zur individuellen Expo-
sition allerdings schon. Als 
Momentaufnahme mit 
nicht nachvollziehbarer 
Durchschnittsbildung kön-
nen sie die stark schwan-
kenden Bedingungen un-
ter Tage nicht ausreichend 
signifikant abbilden. Die in 
den Übertragungsmodel-
len vorausgesetzten stabi-
len Bedingungen sind 
kaum vorhanden gewe-
sen. Die Beschaffenheit 
und Zusammensetzung 
(Konsistenz) der für die 
Ausweisung von Durch-
schnittsbelastungen 

verwendeten Schätz- und 
Messdaten mögen für all-
gemeine Überschlagsbe-
trachtungen ausreichen, 
können jedoch keinesfalls 
individuelle krebsauslö-
sende Personendosen wi-
derspiegeln oder gar er-
setzten. Generell wurde 
bei den mathematisch-sta-
tischen Vereinfachungen 
Milieubedingungen vo-
rausgesetzt, die so nicht 
gegeben waren.  
Die Forschungsergebnisse 
zum Krebserkrankungsri-
siko der sogenannten Wis-
mut-Kohorte und auch die 
bisherige Unsicherheits-
analyse [1] differieren of-
fenkundig zwischen Theo-
rie und Praxis. Aus diesem 
Grund wurde in Tabelle 1 
im Beitragsteil 2 (Strahlen-
telex Ausgabe 02/23) eine 
Vorschlag-Spalte einge-
fügt, die sich um eine rea-
listischere Unsicherheits-
bewertung müht und An-
sporn sein sollte, künftig 
mehr die Ausgangs- und 
Originaldaten in den Fokus 
zu stellen, als mit statisti-
schen Validierungen die 
abgeleiteten Modelle mehr 
oder weniger bestätigen zu 
wollen. Allerdings sollen 

diese Unterlagen „ver-
schollen“ sein. 
  
Frank Lange 
 
[1] Kukenhoff, Deffner, Aßen-
macher, Neppl (Institut für 
Statistik der LMU München) 
und Kaiser, Güthlin (Helm-
holtz Zentrum München): 
Schlussbericht 2017 „Ermitt-
lung der Unsicherheiten der 
Strahlenexpositionsabschät-
zung in der Wismut-Kohorte 
– Teil1“,  
[2] Strahlentelex Nr. 04, Aus-
gabe 02/2022, S. 10-15: „Die 
Ergebnisse der bundesdeut-
schen Krebsforschung im 
Uranerzbergbau“ Teil 1 
[3] Lehmann F, Hambeck L, 
Lutze H, Meyer H, Reiber H, 
Reinisch A, et al. 1998. „Be-
lastung durch ionisierende 
Strahlung im Uranerzbergbau 
der ehemaligen DDR: Ab-
schlussbericht zu einem For-
schungsvorhaben.“, Haupt-
verband der Gewerblichen 
Berufsgenossenschaften: 
Sankt Augustin. 
[4] Leitfaden zur Unsicher-
heitsanalyse in der Expositi-
onsschätzung - Empfehlung 
der Kommission für Expositi-
onsschätzung und -standar-
disierung des Bundesinstituts 
für Risikobewertung (BfR) 
2014, www.bfr.bund.de 
[5] Chronik der Wismut Gru-
benbewetterung; 1.4.8.1 und 
1.8.2 
[6] Mitteilung G.G. Eigenwillig 
vom 29.08.22 mit Nachweis 
in „Der Uranerzbergbau im 
Erzgebirge – die dadurch be-
dingten Strahlenexpositionen 
und Erkrankungen der Berg-
leute“, Frankfurt /Main 2020: 
Nachweis auf S. 5 u. 8 im 
Anlagenteil B (ISBN 978-3-
00-0646157) 
[7] „Geheime Verschlusssa-
che Wismut“ Forschungspro-
jekt des Kirchlichen Umwelt-
kreises Ronneburg, 2012; S. 
102-105 
[8] Bescheid über die Ableh-
nung einer Berufskrankheit; 
BBG Gera Nr. (infolge Daten-
schutzes hier k. A.) von 2001 
[9] Fotos Kirchlicher Umwelt-
kreis Ronneburg (KUR) 
1993, Befahrung Schacht 
Schmirchau 

http://www.bfr.bund.de/
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Im Teil 2 dieser Artikel-
reihe wurde dargelegt, 
dass die der Probenahme, 
sowohl für die Rn-222-Bo-
denluft-Aktivitätskonzent-
ration (Rn-BL) als auch die 
Gaspermeabilität des Bo-
dens (GP) dem Modellsys-
tem des BfS und auch bei 
der RVG-Ausweisung in 
Thüringen zu Grunde ge-
legten Messungen auf der 
Basis der VDI-Richtline 
3865, Blatt 2 [1] erfolgten, 
die Art der Datenverwen-
dung den Vorgaben der 
VDI-RL jedoch eindeutig 
widerspricht.  
Eine derart eklatante Miss-
achtung geltender Normen 
und Ignorierung wissen-
schaftlicher Grundkennt-
nisse sollte allein für sich 
schon ausreichend sein, 
um die wissenschaftliche 
Basiertheit des allen RVG-
Ausweisungen in der BRD 
zu Grunde gelegten BfS-
Modells zu verneinen.  

Da dennoch nach wie vor 
die im Rahmen der Feld-
messungen der Rn-BL und 
GP auf der Basis der VDI-
RL erzeugten Daten zur 
Modellierung durch das 
BfS herangezogen wurden 
und werden, soll im Fol-
gen, dieses für diese Mes-
sungen in der Vergangen-
heit und auch heute noch 
bevorzugte Messsystem, 
etwas ausführlicher unter-
sucht werden.    
Laut Angaben des BfS und 
des TLUBN wurden die 
Messwerte, welche zur Be-
rechnung des (geogenen) 
Radonpotentiales benutzt 
wurden und werden mit 
der inzwischen als „Refe-
renzmesssystem“ von vie-
len Landebehörden einge-
stuften Gerätekombination 
Bonner-Bodenluftsonde 
und Permeameter nach 
Kemski ermittelt (Bilder 1 – 
3). Die Bonner BL-Sonde 
dient hierbei sowohl zur 

Entnahme der radonhalti-
gen Bodenluft als auch als 
Sondensystem zur Bestim-
mung der Gaspermeabili-
tät. 
Die BL-Sonde wird in ein 
vorgebohrtes Loch von 
1,10 m Tiefe und optima-
lerweise 28 mm Durch-
messer auf dem Lochbo-
den aufsitzend, eingesetzt. 
Die im Bild 3 dargestellte 
schwarze Gummiman-
schette wird mit Luft soweit 
aufgepumpt, dass diese 
das Bohrloch oberhalb des 
unteren Messingstückes 
(BL-Ansaugbereich) ge-
gen die direkte Außenluft 
oberhalb abdichtet. Über 
die am oberen Sonden-
ende befindliche 
Schlaucholive wird über ei-
nen geeigneten An-
schlussschlauch radonhal-
tige Bodenluft in das Ra-
donmesssystem (hier 
Szintillationskammern) 
überführt bzw. zur Bestim-
mung der GP wird die BL-
Sonde hier mittels Verbin-
dungsschlauch mit dem 
Permeameter verbunden. 
Um für die Rn-BL-Mes-
sung noch vorhandene Au-
ßenluft aus dem Messsys-
tem zu eliminieren, ist vor 
der eigentlichen Rn-Pro-
benahme ausreichend 
(Boden)Luft durch das 

Sondensystem zu ziehen. 
Die Angaben in der Litera-
tur variieren hierfür erheb-
lich (5 l, 10 l bzw. 10 -15 l).  
Die hier aufgeführten Volu-
mina sind allerdings nicht 
in jedem Fall einfach reali-
sierbar.  
Bei schlecht permeablen 
Böden (z.B. 1*10-13 m²) 
lassen sich bei einem Un-
terduck von 4.000 Pa, mit 
dem hier betrachteten Sys-
tem, ca. 0,2 l/min an Bo-
denluft entnehmen. Dies 
bedeutet eine „Vorpump-
zeit“ für 10 l von ca. 50 min. 
Dies dürfte für die realen 
Feld-Messungen eine eher 
inakzeptable Zeitdauer 
sein. Eine Erhöhung des 
anzulegenden Unter-
drucks während es Vor-
pumpens kann zwar zu ei-
ner Verkürzung der not-
wendigen Vorpumpzeiten 
führen, steht jedoch im Wi-
derspruch zu den Forde-
rungen der DIN ISO 1655-
Teil 11 [2]: 
„Die Extraktion von Boden-
luft während der Proben-
ahme reduziert den Druck 
im Porenraum und beein-
flusst dadurch die Phase- 
und Lösungsgleichge-
wichte. Um diese Einflüsse 
insbesondere bei Kurzzeit-
Probenahmen zu begren-
zen, werden Volumina < 1 
l und Durchflussraten von 
maximal 2 l/min empfoh-
len. Bei Böden, die eine 
geringere Gaspermeabili-
tät und ein geringes Luft-
porenvolumen besitzen, 
sollten noch geringere 
Durchflussraten verwendet 
werden ISO 10381-7).“ 
 
Besonders für die Messun-
gen der Gaspermeabilität 
mit dem System „Bonner-
Sonde + Permeameter 
nach Kemski“ erscheint, 
auf Grund der Vielzahl da-
mit durchgeführter Mes-
sungen und der großen 
Bedeutung für Aussagen 
und Modellierungen zum 
Radonpotential, eine 

Radonvorsorge 

Die Ausweisung von Radonvorsorgege-

bieten in Thüringen – wissenschaftlich 

fundierte Methode oder Scheinwissen-

schaft – Teil 3: Messung der Gaspermea-

bilität 
von Frank Ullrich, Gera 
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etwas genauere Betrach-
tung der propagierten und 
der tatsächlichen Einsatz-
grenzen sinnvoll.   
Zum Aufbau und den Ein-
satzgrenzen des Systems 
wird im BfS-Forschungs-
bericht „FS 3609S10003, 
S. 12 -14“ [3] folgendes 
ausgeführt: 
„Das Permeameter be-
steht aus fünf parallel ge-
schalteten Durchflussroh-
ren unterschiedlicher Ka-
pazität (maximale Durch-
flussrate: ca. 75.000 
cm3/min), an jedem einzel-
nen kann der Gasdurch-
fluss durch ein Nadelventil 
reguliert werden. Pressluft 
wird über die Durchfluss-
rohre durch die Boden-
probe bzw. in den Boden 
geleitet; dabei ist darauf zu 
achten, dass der Betriebs-
druck der Durchflussrohre 
von 1 bar nicht überschrit-
ten wird. Die bei einem 
konstanten Messdruck von 
40 mbar an den geöffneten 
Rohren abgelesenen Ska-
lenteile werden in die 
Durchflussrate umgerech-
net.“ 
„Es können Gasdurchläs-
sigkeiten zwischen ca. 5 x 
10-16 m2 und ca. 5 x 10-11 
m2 gemessen werden. 
Diese Spanne überdeckt 
die normalerweise in na-
türlichen Böden auftreten-
den Gasdurchlässigkeiten. 
Böden mit einer Gasdurch-
lässigkeit von > 10-12 m2 

gelten als gut durchlässig, 
bei Werten zwischen  
10-12 m2 und 10-14 m2 als 
mäßig durchlässig und bei 
einer Permeabilität von < 
10-14 m2 als schlecht 
durchlässig.“ 
„Der Berechnung der Gas-
durchlässigkeit eines Bo-
dens liegt die allgemeine 
Form des Darcy- 
Gesetzes zugrunde.“  

 
mit 

k = GP spezifische Gas-
durchlässigkeit [m2] 
V Gasdurchflussrate [m3/s] 
p Druck des strömenden 
Gases [Pa] (100 Pa = 1 
mbar), hier 4.000 Pa fest 
vorgegeben 
η dynamische Gasviskosi-
tät [Pa*s], η Luft (20 °C) = 
1,812 x 10-5 Pa*s 
F Geometriefaktor 

 
mit 
l Länge des „offenen“ 
Hohlraumes unterhalb des 
Packers [m]  
d Bohrlochdurchmesser 
[m] 
D Bohrlochtiefe [m] 
 
Gemäß oben genanntem 
BfS-Bericht beträgt der 
Geometriefaktor F für das 
System 0,291 m (l = 0,08 
m, d = 0,028 m, D = 1,1 m).   
 
Für das reale System ist al-
lerdings zu beachten, dass 
die Länge L bei einem 
Wert d = 0,028 m statt der 
in [3] angegebenen 0,08 m 
richtigerweise mit ca. 
0,205 m anzusetzen ist 
(Bild 6). 

Mit den genannten Para-
metern lassen sich die an-
gegeben Einsatzgrenzen 
bewerten. 

1. Geometriefaktor F mit:  l 
= 0,21 m, d = 0,028 m und 
D = 1,1 m folgt: F= 0,49 m 

2. Die für eine GP von 5*10-11 
m² (lt. BfS und TLUBN der 
obere GP-Messbereichs-
endwert) benötigte Gas-
durchflussrate durch die 
Bodensonde und das Per-
meameter beträgt: 

𝑉 =  
𝑘∗𝐹∗𝑝

𝜂
 = 

5∗10−11∗0,49∗4000

1,812∗10−5 ∗
𝑚2∗𝑚∗𝑃𝑎

𝑃𝑎∗𝑠
 = 

5,4 * 10 -3 m³/s = 324,5 
l/min 
 
Für die angegebene, maxi-
mal messbare GP müss-
ten demnach ca. 324,5 
l/min an Gasdurchflussrate 
erreichbar sein.  
Das eingesetzte Permea-
meter kann jedoch, wie in 
[3] angegeben, nur maxi-
mal 75 l/min messen! Führt 
man einen Praxistest mit 
den Originalgeräten (Bon-
ner Sonde + Permeame-
ter) sowie einem ca. 2,5 m 
langen, zur Sonden-An-
schlussolive passenden 
Verbindungsschlauch zwi-
schen Permeameteraus-
gang und Bodendsonden-
eingang gegen Außenluft 
durch (siehe Bild 4), so 
stellt man fest, dass in die-
sem „günstigstem“ Ext-
remfall nur maximal ca. 21 
l/min an Gasdurchflussrate 
erreichbar sind.  
Dies entspricht einer GP 
von ca. 3,1 *10-12 m² statt 
5*10-11 m² wie angegeben. 
Hierbei ist zu beachten, 
dass bei diesem Messauf-
bau der gesamte ange-
legte Messdruck von 4.000 
Pa ausschließlich über das 

Messsystem verbraucht 
wird und für eine Messung 
der Boden-GP kein Druck 
mehr zur Verfügung 
stünde.  
GP-Wert größer als 
3,1*10-12 m² sind demnach 
strömungsphysikalisch mit 
den verwendeten Stan-
dardmesssystem nicht 
messbar. Es sei denn, es 
liegen fehlerhafte Messbe-
dingungen vor!   
Berücksichtigt man zusätz-
lich, dass die zur 

Berechnung der GP be-
nutzte Form der Darcy-
Gleichung nur für den Fall 
laminarer Strömungsver-
hältnisse im Gesamtmess-
system (Messapparatur + 
Boden) gültig ist, und im 
Boden nie bekannt ist, wel-
che Strömungsformen vor-
liegen, sollte man für eine 
fachlich korrekte und wis-
senschaftlich saubere 
Messung, als entschei-
dende Grundlage der spä-
teren Modellauswertun-
gen, zumindest die Forde-
rung nach laminaren Strö-
mungsverhältnissen im 
Messsystem erfüllen.  
Berechnet man die Strö-
mungseigenschaften für 
jedes einzelne Bauteil des 
Messsystems mit den vor-
gegebenen Parametern, 
so zeigt sich, dass bereits 
ab ca. 7 l/min Luftdurch-
flussrate das Messsystem 
vom laminaren in den tur-
bulenten Zustand über-
geht. 
Hierbei ist die rechnerisch 
kaum bewertbare, strö-
mungstechnisch kritische 
Druckluft-Schnellkupplung 
zwischen Permeameter-
ausgang und Verbin-
dungsschlauch noch nicht 
berücksichtigt!  
Ein solches Bauteil hat in 

einem auf Darcy bzw. 
Druckabfallmessungen 
aufbauenden Messystem 
nichts zu suchen und 
zeugt von einer bemer-
kenswerten Unprofessio-
nalität der Entwickler und 
Nutzer!  
Es bleibt zu resümieren, 
dass das für alle BfS-Bo-
denluftmessungen und in 
weiten Teilen auch für GP-
Messungen der Landes-
messprogramme (z.B. in 
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Thüringen) benutzte Mes-
system „Bonner-Sonde + 
Permeameter nach 
Kemski“ statt der angege-
benen 5*10-11 m² maximal 
eine obere Messbereichs-
grenze von ca. 1*10-12 m² 
(sehr wahrscheinlich noch 
darunter) erreich kann und 
damit um ca. einen Faktor 
50 unter den offiziellen An-
gaben liegt.  
Hiermit höhere GP-Werte 
als 1*10-12 m² anzugeben 
ist entweder fachlich und 
wissenschaftlich unseriös 
oder vollständig falsch.  
Die bei der Auswertung 
der GP-Messdaten z.B. im 
Thüringer Datensatz zu 
beobachtende Häufung 
der GP-Messwerte im Be-

reich um ca. 1*10-11 m² re-
sultiert sehr wahrschein-
lich aus mehreren Fehler-
faktoren. 
Zum einen besteht die 
Möglichkeit eines falschen, 
benutzten Geometriefak-
tors (0,29 statt 0,49). Aber 
auch Ablesefehler an den 
nur in Skalenteilen (statt 
direkt in Durchflusseinhei-
ten) kalibrierten Rotame-
tern, ein versehentlich 
falsch eingestellter Vor-
druck (Sollwert: 40 mbar) 
oder Undichtigkeiten im 
Messsystem können zu 
derartigen Fehlangaben 
führen.  
Die tatsächlichen Ursa-
chen solch zweifelhafter 
Messergebnisse sind lei-
der nicht mehr nachvoll-
ziehbar, da für die sowohl 

im BfS-Modellierungsver-
fahren als auch in RVG-
Ausweisungsverfahren 
(z.B. in Thüringen) benutz-
ten Messdaten keine 
Messprotokolle oder sons-
tige Dokumente, welche 
über die konkreten, dies-
bezüglichen Messbedin-
gungen Auskunft geben 
könnten, vorliegen. Aus 
Sicht einer wissenschaft-
lich basierten Vorgehens-
weise, wie im Strahlen-
schutzrecht gefordert, er-
scheinen daher Zweifel 
bzgl. der Seriosität der 
RVG-Modellierung und 
Ausweisungsverfahren 
mehr als angebracht.    
 
In Veröffentlichungen zu 

findende Häufigkeitsvertei-
lungen von durchgeführten 
GP-Messkampagnen, in 
der nachfolgenden darge-
stellten Form, erscheinen 
sowohl mit dem hier aus-
führlicher betrachteten 
Standardsystem, als auch 
mit den üblichen, bisher 
kommerziell verfügbaren 
GP-Messsystemen nicht 
plausibel.  
 
Einzig das System „Ra-
don-Jok“ (betrieben mit ei-
nem Gewicht und einer 10 
/ 12 mm Einschlagsonde 
mit verlorener Spitze) ist in 
der Lage, GP-Werte bis 
maximal ca. 1*10-11 m² 
fachlich einigermaßen se-
riös zu messen. 
 

Wendet man die Kriterien 
seriöser fachlicher und 
wissenschaftlicher Basiert 
der RVG-Ausweisung auf 
der Basis des RP (also un-
ter Mitbenutzung der GP-
Messwerte) auf den Thü-
ringer Datensatz an, so 
ergibt sich folgendes: 
● Der für Thüringen zur 
Ausweisung von RVG zu 
Grunde liegende Daten-
satz (Teilmenge des bun-
desweiten des BfS-Daten-
satzes) umfasst insgesamt 
362 Datensätze (aus dem 
Zeitraum 1993 – 2003) 
● Davon sind nicht nutz-
bar: 96 Datensätze – da 
nur Messtiefe 50 – 90 cm; 
5 Datensätze – da Mess-
tiefe 120 - 200 cm 

● Es ver-
bleiben 261 
Datensätze 

mit einer 
Messtiefe 

100 cm 
● Davon 
sind nicht 
nutzbar sind 
42 Datens-
ätze, da 
hierfür keine 

GP-Werte 
vorhanden 

sind. 
●Es verbleiben 219 Da-
tensätze mit Messtiefe 100 
cm und CRn-BL + GP-Mess-
wert für die Berechnung 
des Radonpotentiales 
● Von diesen 219 Datens-
ätzen sind nicht nutzbar:  
131 Datensätze, da die GP 
> 3,1*10-12 m² und damit 
angeblich mit einem Luft-
durchsatz gemessen, der 
größer als der maximale, 
gegen Au-
ßenluft durch-
setzbare Vo-
lumenstrom 
des Systems 
ist. Es verblei-
ben 88 Da-
tensätze. 
● Da bei ca. 
einem Luft-
durchsatz von 
ca. 7 l/min, 

das entspricht einer GP 
von 1*10-12 m², im Mess-
system „Permeameter 
nach Kemski + Bonner Pa-
ckersonde“ bereits Turbu-
lenzströmungen auftreten 
und dies von der benutzten 
Darcy-Gleichung nicht 
fachlich gedeckt ist, müs-
sen alle GP-Messwerte 
größer 1*10-12 m² als fach-
lich fragwürdig oder fach-
lich falsch betrachtet wer-
den und dürfen, wenn wie 
in der StrlSchVO gefordert, 
eine wissenschaftlich kor-
rekte Arbeitsweise als 
Grundlage dienen soll, 
nicht benutzt werden.  
Dies betrifft weitere 40 Da-
tensätze.  
● Es verbleiben somit von 
den ursprünglichen 362 
Datensätzen noch 48 ver-
wertbare Datensätze für 
Thüringen. 
● Von diesen 48, potentiell 
verwendbaren Datensät-
zen ist bei 22 Datensätzen 
als Probenahme-/ Mess-
Datum 1996/97 angege-
ben. Dies trifft insgesamt 
für insgesamt 117 aller 
362-Originaldatensätze 
zu! Mindestens hier sind 
also weder Probenahme-
datum noch Messbedin-
gungen bekannt. Damit ist 
die Herkunft dieser Daten 
nicht verifizierbar. 
● Somit verbleiben letzt-
endlich noch maximal 48-
22=26 (als fachlich seriös 
zu bewertende) Datens-
ätze (Tabelle 1), die zur 
Ausweisung der RVG aus 
dem BfS-Datensatz für 
Thüringen herangezogen 
werden können. Eine 



Heft-Nr. 10 vom 15.12.2023                          Ronneburger Strahlentelex                                            Ausgabe 04/2023 

 

9 
 

solche „belastbare Daten-
lage“ ist völlig unzu-
reichend! 
Fazit:  
Der in Thüringen be-
nutzte BfS-Datenbank-
auszug ist für eine seri-
öse, wissenschaftlich 
basierte Ausweisung 
von RVG nicht geeignet!  
 

Im nächsten Teil dieser Ar-
tikelreihe wird ein GP-Mes-
system vorgestellt werden, 
welches geeignet ist, unter 
nahezu realen Messbedin-
gungen, GP-Messung bis 
in den Bereich 1*10-10 m² 
mit geringstmöglichen Be-
einflussungen des Probe- 
nahmeortes durchzuführ- 

en und dabei die zugehö-
rige p-V-Abhängigkeit im 
Bereich 4,5 ml/min bis 
3.000 ml/min aufzuneh-
men. 
Unser Autor Frank Ullrich 
ist Dipl.-Physiker und über 
drei Jahrzehnte im Strah-
lenschutz und im radiologi-
schen Messdienst tätig. 
 

[1] VDI-Richtline 3865, Blatt 2 
[2] DIN ISO 1655-Teil 11   
[3] BfS_2012_FV 3609S   
     10003_Bd1 
[4] Schriftenreihe des LfULG, 
Heft 17/2020 S.22 
 
 
 

Ausgehend von den glei-

chen gesetzlichen Vorga-

ben und Rahmenbedin-

gungen (Empfehlungen 

durch das Bundesamt für 

Strahlenschutz - BfS) er-

staunt die Vielfalt der Ent-

scheidungsfindung der in 6 

Bundesländern entspre-

chend Tabelle 1 vollzoge-

nen Ausweisung von Ra-

donvorsorgegebieten 

(RVG). Erklärungen sind in 

der unterschiedlichen 

Handhabung und Prioritä-

tensetzung in den Ländern 

zu sehen (Tabelle 2).  

 

Gesetzeslage 

§ 121 StrSchG schreibt die 

termingebundene Festset-

zung von RVG per Rechts-

verordnung vor. Als solche 

gelten prognostizierte Re-

gionen, die aufgrund der 

Ermittlung nach § 153 Abs. 

2 StrlSchV auf mindestens 

75 Prozent der Fläche in 

mindestens zehn Prozent 

der Anzahl der Gebäude 

Überschreitungen des Re-

ferenzwertes von 300 Bec-

querel je Kubikmeter 

(Bq/m³) für die über das 

Jahr gemittelte Radon-

222- Aktivitätskonzentra-

tion nach § 124 Satz 1 oder  

§ 126 StrlSchG erwarten 

lassen. Hierfür galt es eine 

wissenschaftlich basierte 

Methodik zu entwickeln 

und zu nutzen. 

Umsetzung 
Grundlage der von den 
Ländern zu erarbeitenden 
Prognosen für RVG bildete 
einheitlich die Methodik 
des Bundesamtes für 
Strahlenschutz (BfS) [1] 

und dessen weiteren Um-
setzungsempfehlungen 
[2]. Die Umsetzung letzte-
rer gestaltete sich unter-

schiedlich. Aus Spalte ④ 

geht hervor, dass mit Aus-
nahme Thüringens die 
Länder bemüht waren, die 
Datenbasis zu erweitern; 
insbesondere das 

geologische Radonpoten-
tial und den Radon-Innen-
raumgehalt betreffend. Au-
ßer in Thüringen wurden 
hierbei die Prioritäten zur 
RVG-Ausweisung aus den 
Schwerpunkten der BfS-
Radonkartierung abgelei-
tet [3]. So konzentrieren 
sich die RVG in diesen 
Bundesländern aus-
schließlich auf Mittelge-
birgsregionen und Mittel-

gebirgsvorland. Hier 
konnten die eindeu-
tigsten Zuordnun-
gen von geologi-
schen Radonbelas-
tungen mit regiona-
lem Ausmaß als 

Folge verbreitet vorkom-
mender erhöhter Radon-
gehalte in oberflächenna-
hen Gesteinsformationen 
festgestellt werden; beson-
ders wenn es sich um 
saure Magmatite handelte. 
Da Prognosen Unsicher-
heiten eigen sind und die 
BfS-Methodik auf 

Tabelle 1: Radonvorsorgegebiete (RVG) in den Bundesländern mit Auswahl- und Entscheidungskriterien 

① Bundes-

land 

② Radonvor-

sorgegebiete 

③ Fläche, 

Einwohner 

④ länder-

spezif. zu-
sätzliche MP  

⑤ Bezugs-

fläche 

⑥ Bewer-

tungskrite-
rium 

⑦ tats. Ent-

scheidungs-
kriterium 

Baden-Würt-
temberg 

29 Gemeinden 
in 6 LK 

850,5 km2, 
64,9 TEW 

Rn Gemeindeflä-
che 

dominante 
Geologie 

RP + U + A 

Bayern 1 LK (17 Ge-
meinden) 

606 km2, 72 
TEW 

BL, Rn Landkreisflä-
che 

dominante 
Geologie 

RP + BL 

Niedersach-
sen 

3 Gemeinden 
in 1 LK 

239 km2, 70,5 
TEW 

Rn, BL, RP Siedlungsflä-
che 

dominante 
Geologie 

Rn + RP 

Sachsen 107 Gemein-
den in 5 LK 

4.002 km2, 
597 TEW 

Rn, BL Gemeindeflä-
che 

anteilige Geo-
logiegruppen 

BL + Rn 

Sachsen-An-
halt 

15 Gemeinden 
in 2 LK 

2.149 km2, 
199,7 TEW 

Rn  Gemeindeflä-
che 

dominante 
Geologie 

Rn + ODL 

Thüringen 19 Gemeinden 
in 10 LK 

746 km2, 83,6 
TEW 

keine Gemeindeflä-
che 

Geologie flä-
chengewichtet 

RP flächenge-
wichtet je VG 

RP- Radonpotential; BL- Bodenluft; MP- Messprogramm; Rn- Radon-Inhouse U- Uran-Bodengehalt; A- Gebietsfläche; VG- Verwal-

tungsgrenze Gemeinde; ODL-Ortsdosisleistung 

Radonvorsorge 

Die Radonvorsorgegebiete (RVG) 

der Bundesrepublik im Vergleich   
Frank Lange 

Prognose(un)genauigkeit 

erfordert für den Vollzug: 

Nicht nur auf ein Entschei-

dungskriterium setzen. 
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Variationen der höheren 
Wahrscheinlichkeitsrech-
nung beruhen, war es das 
Anliegen fast aller Bundes-
länder, die Ausweisung 
der Gebiete auf Grundlage 
mehrerer Kriterien vorzu-
nehmen. Thüringen be-
nannte zwar solche, reali-
sierte allerdings die Ent-
scheidung nur mittels „spe-
zifischen“ geologischen 
Radonpotentialen (RP) – 

Spalte ⑦. Auch Bayern 

beschränkte seine Ent-
scheidung auf RP, aller-
dings ohne in eine Kleintei-
ligkeit der Bewertung zu 
gehen. Es übernahm die 
BfS-Bewertung, verzich-
tete aber bei auftretenden 
Widersprüchen, die sich 
aus dem Vergleich der 
BfS-Daten 2018/2020 und 
zusätzlichen eigenen Mes-
sungen zur Datenpräzisie-
rung ergaben, vorerst auf 
die juristische Festsetzung 
der Radonvorsorge in 
„strittigen“ Gebieten. Wie 
alle anderen Länder (Thü-
ringen ausgenommen), ist 
man sich des Progno-
secharakters und der 
Wahrscheinlichkeits- und 
Fehlerbetrachtung durch-
aus bewusst gewesen und 
strebt für uneindeutige 
Orte und Regionen erst 
eine signifikante Daten-
erweiterung vor 

endgültiger oder weite-
rer Gebietsausweisung 
an. Die Schwerpunktset-
zung ist dabei uneinheit-
lich, da z.B. das Primat der 
geologischen Radonpo-
tentiale unterschiedlich ge-
sehen wird. In jedem Fall 
ist der Wille zur Fortfüh-
rung von Messprogram-
men bekundet worden. Le-
diglich Thüringen hob An-
fang 2021 ein vor der 
Vergabe stehendes Mess-
programm über 140 Mess-
punkte zur Radon-Boden-
luft/ Bodenpermeabilität 
zur Verbesserung der Da-
tenlage incl. 500 Innen-
raummessungen der Ra-
don-222-Aktivitätskon-
zentration auf; begründet 
mit „mangelnder Notwen-
digkeit“. Tatsächlich kam 
man für den Endtermin der 
Allgemeinverfügung zu 
spät. Erst im Verlauf meh-
rerer Klageverfahren ent-
wickelten sich wieder be-
hördliche Aktivitäten für 
Radon-Boden-Messun-
gen. 
Die BfS-Radonvorhersage 
enthält entsprechend dem 
Entwicklungsstadium Un-
sicherhei-
ten (soge-
nannte 
„Rohwahr-
scheinlich-
keiten“), was die 

Bundesländer bewog, ne-
ben dem Wert des geoge-
nen Radonpotentials wei-
tere Bewertungskriterien 
einzubeziehen: Flächen-

formate (Spalte ⑤), Ra-

donmessungen in Gebäu-

den u.a. (Spalte ④). In je-

dem Fall sind Ergänzungs-
maßnahmen der Länder, 
die über die BfS-Methodik 
hinausgehen, zulässig und 
von der Bundesbehörde 
dringlich empfohlen wor-
den, um von einer globalen 
Modellierung auf lokale 
Bedingungen schließen zu 
können. Die Überschrei-
tungs-wahrscheinlichkei-
ten von 300 Bq/m³, hier do-
kumentiert durch das RP > 
44, beruhen ebenfalls auf 
einem globalen Modell. 
Dadurch sind geogen ge-
bundene RP bei gleicharti-
gen Geologien mit gleicher 
Wahrscheinlichkeit be-
rechnet. Damit ist im 
Durchschnitt eine akzep-
table Prognose erreichbar, 
„doch sind regionale Ab-
weichungen zu erwarten, 
wenn lokal spezifische Be-
dingungen vorliegen, die 

von 
den 

Vorher-
sage-

modell 
nicht 

erfasst werden.“ [5] S. 19 

Pkt. 5. Da in [1] nur das ge-
ogene RP als Vorhersage-
wert (Prädiktor) fungiert, 
wird seitens des BfS be-
reits an möglichen Model-
lerweiterungen gearbeitet. 
 
Härten vermeiden 
„Die Abwägung zwischen 
dem Schutz des Einzelnen 
und der Optimierung auf 
kollektiver Ebene“ stellt 
nach [5] S. 17, Pkt. 4.4 „ein 
Dilemma“ dar. Nachvoll-
ziehbar daher Bestrebun-
gen der Länderbehörden, 
unbegründete Härten zu 
vermeiden. 
So sollte vermieden wer-
den, dass Orte mit ähn-
lich geologischem Hin-
tergrund ohne jegliche 
Nachweisführung unter-
schiedlich eingestuft 
werden. Folgen, wie sie 
beispielweise bei angren-
zenden Gewerbegebieten 
unterschiedlicher Verwal-
tungsgebiete entstehen 
können, galt es genauso 
zu vermeiden, wie andere 
Zufälligkeiten (durch starre 
Verwaltungsgrenzen) oder 
nicht bebaubare Altlasten 
(Bergbau); Ausnahme: 
Thüringen. 
 
(Aus Platzgründen wird 
der Beitrag im nächsten 
Strahlentelex Nr. 11 fortge-
führt.) 

Tab. 2: Vergleich der Handhabung und Umsetzung § 153 StrlSchV und BfS-Empfehlungen in den Bundesländern 

mit RVG 

Bundes-
land 

Karten-
maß-
stab  

75%-Regel Schwel-
lenwert 44 

RP als Ent-
scheidungs-
kriterium 

Eigen-Bewer-
tung Datenba-
sis Prognose 

zusätzlich logi-
scher Ansatz 
über BfS hinaus 

Rechts-
weg 

Baden-
Württem-
berg 

1: 300 
000 

maßge-
bend 

orientie-
rend 

nicht alleinent-
scheidend 

nicht ausrei-
chend 

3 Entscheidungs-
kriterien 

Klage 

Bayern k. A. maßge-
bend 

maßge-
bend 

entscheidend nicht ausrei-
chend 

Prognoseüberein-
stimmung 

Klage 

Niedersach-
sen 

1: 25 
000 

orientie-
rend 

orientie-
rend 

nicht entschei-
dend 

nicht ausrei-
chend 

Vorrang Rn in 
Gebäuden 

Klage 

Sachsen 1: 200 
000 

maßge-
bend 

informativ nicht entschei-
dend 

ausreichend Klassifizierung BL 
u. Geol. 

Wider-
spruch 

Sachsen-
Anhalt 

k. A. orientie-
rend 

informativ nicht entschei-
dend 

nicht ausrei-
chend 

Vorrang Rn in 
Gebäuden 

Klage 

Thüringen 1: 200 
000 

nicht maß-
gebend1) 

maßge-
bend 

entscheidend ausreichend keiner Klage 

1) nur indirekt über „flächengewichtetes“ RP > 44 

BfS: Prognosekarten nur in 

datenreichen Gebieten zu-

verlässig ([5], S. 2) 
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Phosphor ist ein lebens-

notwendiger Rohstoff mit 

vorprogrammierter End-

lichkeit, der dadurch für 

eine umfassende Kreis-

laufwirtschaft prädestiniert 

ist. Rund 85% der weltweit 

gewonnenen Rohphos-

phatmengen gehen in die 

Düngemittelproduktion. Je 

nach Zusammensetzung 

der produzierten Mineral-

dünger beträgt der P-Anteil 

<18 – 53 % P2O5. Von glo-

bal etwa 50 Mio. t Phos-

phatdünger finden 2,7 Mio. 

t in der EU-Verwendung, 

Tendenz sinkendend 

(etwa auf die Hälfte des 

langjährigen Vorkrisenbe-

darfes). Der landwirt-

schaftliche Jahresbedarf 

bewegt sich in Deutsch-

land nun um 100.000 t 

Phosphatdünger. Die 

durch Abschottung (China) 

bzw. Sanktionen (Russ-

land) verursachte Markt-

verknappung führte zu in-

stabilen Preisentwick-

lungen. Verteuerungen 

um das 10 fache und wei-

tere 100 %-ige Preis-

sprünge auf und ab kenn-

zeichnen den Markt. In 

Vorkrisenzeiten lagen die 

Rohphosphat-Preise stabil 

unter 50 €/t; aktuell 350-

150 €/t. Die Kosten der P-

Düngerprodukte liegen hö-

her, z.Z. zwischen 450 und 

700 €/t, je nach Sorte und 

Marktpreis. Man könnte 

annehmen, dass das der 

Recyclingstrategie entge-

genkommt. Bereits 2014 

fand die Rückgewinnung 

des Phosphors aus ab-

wassertechnischen Ent-

sorgungsanlagen Eingang 

in den Koalitionsvertrag 

der Bundesregierung. Seit 

2017 existiert in Form der 

neuen Klärschlammver-

ordnung hierfür die gesetz-

liche Vorgabe für alle Klär-

anlagen der Größenklasse 

4b bzw. > 50.000 Einwoh-

ner(werte) bis 2032 und für 

die Größenklasse 5 bzw. > 

100.000 EW bereits bis 

2029.  

Phosphor gelangt über die 

Produktions- und Nah-

rungsketten in das Abwas-

ser, noch mehr allerdings 

in die Grund- und Oberflä-

chengewässer, sehr zum 

Nachteil der Umwelt. Der 

Phosphorpfad verläuft so 

eher als Einbahnstraße in 

den Ressourcenverlust. 

Die im Abwasser enthal-

tene P-Menge entspricht in 

etwa der Hälfte des heuti-

gen Düngerbedarfes. Die 

vorgegebene gesetzliche 

Rückgewinnungspflicht 

rief inzwischen eine tech-

nologische Verfahrensviel-

falt hervor, jedoch mit al-

lenthalben geringen Wir-

kungsgraden und zuneh-

menden Kostenaufwand. 

Ging man vor acht Jahren 

noch von einer machbaren 

Annäherung an die Han-

delspreise für minerali-

schen Phosphor aus, wird 

die Preisspanne umso grö-

ßer, je mehr technische 

Großanlagen Realität wer-

den. Technologisch ist 

Phosphor einerseits aus 

der flüssigen Phase des 

Abwasserstromes sowie 

des Schlammwassers aus 

der Klärschlammentwäs-

serung mittels chemischer 

und physikalisch-

chemischer Fällung 

gewinnbar; anderer-

seits durch Säurerück-

lösung (Säureauf-

schlussgranulierung) 

aus der Asche thermi-

scher Klärschlammbe-

handlung. Qualitativen 

Vorteilen aus der Flüs-

sigphase steht ein hö-

herer Rücklösungs-

grad aus Asche ge-

genüber. Mit aufwen-

digen Maßnahmen 

lässt sich die P-Aus-

beute anheben, wobei 

der Aufwand durchaus 

den Nutzen übersteigt. 

Dennoch zeigen die in 

Vorbereitung befindli-

chen Recycleanlagen 

einen deutlichen 

Trend zur thermischen 

Verwertung: Mono-

klärschlammverbren-

nungsanlagen gekop-

pelt mit Asche-Recyc-

ling. Je teurer die 

Technologie, umso 

wichtiger die Standor-

toptimierung (siehe 

TABELLE). Nur 

dadurch kann der ge-

genüber der konventi-

onellen Düngemittel-

produktion betreffs 

Energie- und Chemi-

kalienbedarf hoff-

nungslos höhere CO2-

Abdruck und der allge-

meine Kostendruck 

gemildert werden. 

Ökobilanzen weisen 

für die Phosphorrück-

gewinnung zwar Um-

weltvorteile durch ge-

ringere Schwermetall-

bodenlasten (Uran 

und Cadmium im Mi-

neraldünger) und den 

Wegfall bergbautech-

nischer Belastungen 

aus. Dennoch ver-

schiebt sich die ge-

samtökologische Be-

wertung unter Einbin-

dung des hohen 

Phosphor/Phosphate als 
Dünger 
Das chemische Element 
Phosphor (P) ist für den Stoff-
wechsel aller Lebewesen es-
senziell. Pflanzen nehmen 
dies in Form von Phosphaten, 
den Salzen der Phosphor-
säure (H3PO4), auf. Das Anion 
der Säure wird Ortho-Phos-
phat genannt. Phosphordün-
ger enthalten oft Ammonium-
dihydrogenphosphat (NH4H2 

PO4) oder Diammoniumhydro-
genphosphat ((NH4)2HPO4). 
Im Wasser- und Düngemittel-
recht bezieht sich der Gesetz-
geber auf unterschiedliche 
Phosphorverbindungen. 
Im Wasserrecht (Liste zul. Auf-
bereitungsstoffe) darf der 
Phosphatgehalt in 1 l Trink-
wasser maximal 5 mg Phos-
phat enthalten; beim Einleiten 
kommunaler Abwässer in Ge-
wässer sind in der Regel 1 
oder 2 mg Phosphat/l erlaubt. 
Bei Düngemitteln bezieht sich 

der Phosphorgehalt auf die 

Verbindung Diphosphorpento-

xid (P2O5). Dieses Oxid gibt es 

in der Natur aber gar nicht; es 

liegt als Tetraphosphorde-

caoxid (P4O10) vor. In Gegen-

wart von Wasser löst es sich 

leicht auf und erreicht so gute 

Düngerwirkungen. In mehre-

ren Schritten bilden sich Phos-

phorsäure und ihre Salze.  

Bei Phosphor aus Klär-

schlamm hingegen unter-

scheidet sich die Pflanzenver-

fügbarkeit je nach Abwasser-

behandlung und Rücklöse-

technologie. Als Magnesium-

Ammonium-Phosphat (MAP) 

bildet es sich bei Vorhanden-

sein einer biologischen Ver-

fahrensstufe und erzielt die 

Wirksamkeit des herkömmli-

chen Superphosphatdüngers. 

Als chemisches Fällprodukt 

kann es entweder auf Magne-

sium-/Calcium Basis noch 

gute Wirkungen ähnlich dem 

Thomasphosphatdünger errei-

chen. Infolge praktizierter che-

mischer Fällungen auf den KA 

zur Einhaltung der P-Ablauf-

werte entstehen allerdings 

meist Aluminium- oder Eisen-

Phosphate. P-Rezyklate errei-

chen dann zu geringe Pflan-

zenverfügbarkeiten. 

Aktuelles Umweltthema 

Phosphor und Phosphorrecycling  

Perspektiven eines kritischen Rohstoffes 
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Energie- und Ressourcen-

bedarfes im konkreten Fall 

zunehmend zu Ungunsten 

des P-Recycling. An dieser 

Stelle sei auf den nächsten 

Strahlentelex hingewie-

sen, der sich mit dem 

ökologischen Vergleich 

eingehender befassen 

wird. 

Vor einigen Jahren wur-

den noch Großanlagen 

an zentralen Standorten 

favorisiert. Bisherige 

Ausbaukapazitäten von 

23 Monoklärschlammver-

brennungsanlagen kön-

nen die bis 2032 auslau-

fende Mitverbrennung 

des Klärschlammes in 

der Braunkohlenverarbei-

tung noch nicht absi-

chern. 2018 befanden 

sich ≈30 Neuanlagen in 

Planung. Die schlep-

pende Umsetzung ist 

nicht nur einer nach wie 

vor geringen öffentlichen 

Akzeptanz bzw. unwirksa-

mer Öffentlichkeitsarbeit 

geschuldet. Bereits vor der 

„Energiewende“ setzte ein 

gewisser Trend zur Regio-

nalisierung ein, der in der 

Gesamtbilanzierung der 

Verbrennungskapazitäten 

nicht enthalten ist. Für die 

örtliche Anordnung werden 

logistische Entscheidungs-

gründe und die Gesamt-

kostenbetrachtung immer 

maßgebender. Bis dato la-

gen überregionale Lö-

sungen auf Großkläranla-

gen und in einigen Indust-

riezentren allein im Trend, 

die aber nun zunehmend 

mit regionalen Lösungen 

konkurrieren. Überregio-

nale Klärschlamm-trans-

porte an Standorte auf 

Großkläranlagen können 

durch die vor Ort anfallen-

den Klärschlammmengen 

logistisch kostengünstiger 

verrechnet werden, sofern 

ein sogenannter Solidar-

preis auf Grundlage einer 

Kilome-

teran-

teilsbe-

trach-

tung 

(km/t) 

unter 

Einbe-

ziehung 

des 

nicht zu 

trans-

portie-

renden 

Klär-

schlam-

mes am 

Stand-

ort gilt. 

Solche 

Mischkalkulationen sind 

auf Verbandsebene meh-

rerer Entsorgungsunter-

nehmen üblich. Für die re-

gionalen Lösungen, die 

auf ein oder wenige Ent-

sorgungsbetriebe be-

grenzt bleiben, sprechen 

aber generell kurze Trans-

portwege, wie zum Bei-

spiel kleinere KA im Um-

kreis einer großen KA mit 

Monoverbrennung. Bei 

Freiburg wurde sogar ein 

Standort „mitten im Wald“ 

als optimal erkoren, was 

die baurechtliche Geneh-

migungsfähigkeit recht an-

spruchsvoll machen 

dürfte. Aber sicher kann es 

auch solche Einzugsge-

biete geben, was den Op-

timierungswillen der Ver-

antwortungsträger offen-

bart. Man muss ja nicht 

dem Thüringer Beispiel fol-

gen, wo ein Klärschlamm-

verwertungsverband den 

Standort allein nach aus-

gewiesenen Gewerbege-

bieten mit GI-Maßstab 

auswählte und so an den 

Rand des Landes rutschte. 

In diesem Fall befindet 

sich etwa 30 km weiter be-

reits ein Standort zur KS-

Verbrennung in Sachsen-

Anhalt, dessen Mitnutzung 

ein nicht beachteter Opti-

mierungsfaktor ist. Prakti-

ken wie in Baden-Würt-

temberg, wo bisher 20% 

des Klärschlammes zum 

500 km entfernten Braun-

kohlekraftwerk Lippen-

dorf/Sachsen verbracht 

werden, schreien förmlich 

nach einer strategischen 

Kehrtwende. Dennoch 

sind die spezifischen Be-

dingungen jeweiliger Ent-

sorgungsregionen, effek-

tive Ausbaugrößen und 

eben der veränderte lang-

fristige Kostentrend aus-

schlaggebender Optimie-

rungsrahmen der 

Die Phosphorelimination kann biologisch oder che-
misch sowie in kombinierten Verfahren erfolgen. Bei der 
biologischen Elimination wird der Phosphor in speziali-
sierten Phosphat-akkumulierenden Organismen in Form 
von Polyphosphaten angereichert. Diese Anreicherung 
in der Schlammphase ist reversibel, da die Mikroorga-
nismen die Polyphosphate im anaeroben Bereich als 
Energiequelle nutzen und somit eine Rücklösung auftritt.  
Bei der chemischen Elimination wird Phosphor mithilfe 

von Eisen- und Aluminiumfällmitteln in schwerlöslichen 

Salzen gebunden und als Tertiärschlamm abgetrennt. 

Die Fällung kann simultan, vor oder nach der biologi-

schen Stufe erfolgen. Wegen der einfachen Betriebs-

weise und der hohen Effizienz sind die chemische Elimi-

nation bzw. kombinierte Verfahren weiterverbreitet als 

rein biologische. [1] Der in den Klärschlamm gelangende 

Phosphor betrug nach Einführung der P-Elimination auf 

den Kläranlagen ab den 90er Jahren im Schnitt mehr als 

50 kg/t TM. Mit Einführung phosphatarmer Waschmittel 

etc. sank der P-Gehalt aber wieder deutlich.  
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Standortfindung. Dieser 

beinhaltet die Notwendig-

keit weniger Wasser durch 

die Gegend zu fahren 

ebenso, wie die Klärung, 

welches Recyclingopti-

mum anzustreben ist. Die 

inzwischen enorme Ver-

fahrensvielfalt konzentriert 

sich im Wesentlichen auf 

ein chemisches Recycling 

aus dem Abwasser und 

entwässerten Schlamm ei-

nerseits und auf die Asche 

aus der Klärschlammver-

brennung andererseits. Al-

lerdings trifft die gute 

Pflanzenwirksamkeit von 

Recyclphosphor nach-

weisbar bisher nur auf Fäl-

lungsprodukte (bezeichnet 

als MAP und/oder Struvit) 

zu, was wiederum die 

standortbezogene Lö-

sung auf der jeweiligen 

Kläranlage favorisiert. Der 

genannte Trend der Mono-

verbrennung der Klär-

schlämme mit anschlie-

ßendem Asche-P-Recyc-

ling ist derzeit für Großklär-

anlagen im Trend. Von den 

etwa 1,74 Mio. t Klär-

schlamm-TM wurden im 

Jahre 2021 etwa 30% in 

Monoverbrennungsanla-

gen thermisch entsorgt, 

weitere 46% gelangten in 

die Mitverbrennung. Die 

Kapazität der 23 Klär-

schlammverbrennungsan-

lagen kann rund 55% des 

derzeit anfallenden Klär-

schlammes aufnehmen, so 

dass bis spätestens 2032 

weitere Kapazitäten not-

wendig wären. Die Verla-

gerung der P-Rückgewin-

nung in den Abwasserbe-

handlungsprozess selbst 

wird hingegen den Bedarf 

an Großmonoverbrennun-

gen reduzieren, ebenso 

die verstärkte Synergie 

technologischer und logis-

tischer Gegebenheiten auf 

Kläranlagen und in vorhan-

denen Müllverbrennungs-

anlagen durch Erweiterung 

bzw. Ergänzung separier-

ter Verbrennungs- und Re-

cyclestränge. Insbeson-

dere separate Großanla-

gen werden perspektivisch 

eher mit Unterlastung zu 

rechnen haben. 

Frank Lange 
 
Quelle: Tagungsberichte vom 
1. bis 8. Phosphorkongress 
des Umweltministerium Ba-
den-Württemberg 2015-2022 
[1] „Abschätzung zusätzlich 
aus Abwasser und Klär-
schlämmen kommunaler und 
gewerblicher Herkunft extra-
hierbarer Wertstoffe“ Ab-
schlussbericht 156/2022 Um-
weltbundesamt 12/22 
[2] Zitate aus www.grenze-
bach.com 

Phosphatausbeute aus deutschen Klärschlamm 

Bisherige Bilanzen gehen von Phosphatmengen mit Ø 35 g in einer Tonne (t) Klärschlamm (KS) -Trockenmasse (TM) 

aus, woraus auf ein Phosphorpotential von 60.000 t/a geschlossen wird. Die gesetzliche Aufbereitungspflicht startet 

bei 20 g/t (2%) Phosphor, die von einer Vielzahl von Kläranlagen (KA) mit oder ohne Phosphoreliminierung unterschrit-

ten wird. 30% des KS-Mengen scheiden so aus der gesetzlichen Vorgabe aus. Präzisere Untersuchungen [1] ergaben, 

dass deutlich niedrigere Ø-Werte zu erwarten sind (Diagramm). KA ab 50 TEW (Größenklasse 4b) fallen unter die 

Recyclingpflicht, was in etwa 58% der KS-Mengen entspreche, die aber wiederum nur zu 75% die Rückgewinnungs-

grenze von 2% überschreiten; der zu bilanzierende Gesamt-Ø liegt um 30 g/t P. Die Rückgewinnungsrate aus der 

Nassphase schwankt verfahrensabhängig von 15-70% (Ø50%) und bei Aschen zwischen 80-90% (Ø85%). Das er-

reichbare P-Potential verringert sich; bundesweit käme man auf der Mengenbasis von 2021 auf: 1,74 Mio. t KS-TM * 

0,58 * 30 g P/t KS = 30.276 t/a als mögliches Gesamtpotential (GP).  Unter Annahme, dass künftig drei Viertel Aschere-

cycling und ein Viertel Nassrecycling bzw. verstärkte biologische Phosphoreliminierung praktiziert würden, wäre unter 

Beachtung der Recyclingraten mit einem P-Ertrag von (0,75*0,85*GP + 0,25*0,5*GP) 23.085 t P/a bei vollständiger 

Umsetzung der gesetzlichen Recyclepflicht zu rechnen. Zwar deckte das etwa ein Viertel des jährlichen Düngebedar-

fes, allerdings zu Lasten völlig unrealistischer Amortisierungsraten von über 100 Jahren bzw. ohne Betriebskostende-

ckung. Mithin eine teure Gebührenaufgabe der Daseinsvorsorge. Nicht zu vergessen, dass bei dem hier angenom-

menen Ansatz lediglich 15% des Recycle-P qualitativ mit dem mineralischen P-Dünger mithalten können. 

Phosphor-Recycling aus KS-Asche (Monoverbren-
nung) „Für die nachgelagerte Rückgewinnung aus der 
Klärschlammasche ist zunächst die sortenreine Verbren-
nung von Klärschlamm in einer Monoverbrennungsanlage 
notwendig. Die Herausforderung hier liegt allerdings in ei-
ner aufwendigen Prozesskette, die erst bei hohen Verwer-
tungskapazitäten wirtschaftlich wird. Zahlreiche Trans-
porte zu zentralen Anlagen sind daher in diesem Verfah-
rensansatz notwendig, die wiederum mit erhöhten 
CO2 Emissionen verbunden sind. Erst durch den hohen 
Einsatz von Chemikalien wird die nachgelagerte Rückge-
winnung von Phosphor aus Klärschlammasche möglich. 
Sortenreine Deponierung der Klärschlammasche als Zwi-
schenlösung ist nur ein weiter Kostenfaktor mit negativen 
Auswirkungen für die Umwelt.“ [2] 
 

Phosphor-Recycling aus Klärschlamm „Die direkte 

Rückgewinnung von Phosphor aus Klärschlamm bietet 

Kommunen einen regional orientierten und unabhängigen 

Lösungsweg: Implementiert an der Kläranlage wird über 

die Recycling-Anlage aus dem entwässerten Klär-

schlamm Phosphor zurückgewonnen. Ein effizienter und 

nachhaltiger Weg, der hohe Transportkosten vermeidet 

und damit verbundene CO2 Emissionen gar nicht erst ent-

stehen lässt. Durch das geringe Anlagen-Ausmaß und 

den geringen Flächenbedarf bieten sich bei kleineren, lo-

kalen Anlagen ein praxistauglicher Lösungsweg.“ [2] 
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Die Wismut GmbH saniert 
im Auftrag der Bundesre-
publik Deutschland seit 
1991 die Hinterlassen-
schaften des Uranerzberg-
baus in Sachsen und Thü-
ringen. Schwerpunkte wa-
ren die Beseitigung bzw. 
Sanierung der Halden so-
wie die Sanierung/Abde-
ckung der industriellen Ab-
setzanlagen (IAA). Die Sa-
nierungsarbeiten sind weit 
fortgeschritten und vieler-
orts erinnert nichts mehr 
daran, dass dort früher 
Uranbergbau betrieben 
wurde. Umso überra-
schender ist es, wenn an 
diesen Orten Hotspots mit 
zum Teil deutlich erhöhter 
Strahlung gefunden wer-
den, deren Bezug zum 
Uranbergbau nicht mehr 
offensichtlich ist. An dieser 
Stelle sollen exemplarisch 
drei Orte vorgestellt und 
deren Bezug zum Uran-
bergbau vermittelt werden.  
 
Ronneburger Forst 
Am Rande des Ronnebur-
ger Forsts mit Blick auf die 
Neue Landschaft Ronne-
burg findet man eine ca. 
100 Jahre alte Eiche, in de-
rer unmittelbarer Umge-
bung eine deutlich erhöhte 
Gamma-Ortsdosisleistung 
(ODL) messbar ist (Abb. 
1). Am Fuß der Eiche kann 
man bis zu 2 µSv/h mes-
sen. Das entspricht in etwa 
einer Erhöhung um das 
20fache gegenüber der 
natürlichen ODL in dieser 
Gegend. 
Sobald man sich wenige 
Meter von der Eiche ent-
fernt, sinken die Mess-
werte auf das natürliche 
Niveau von ca. 0,1 µSv/h 
ab.  
 

 
Was ist die Ursache für die 
erhöhte ODL? Schließlich 
befindet man sich in der 
Natur mit einer Wiese vor 
der Baumgruppe und ei-
nem Solarpark im Hinter-
grund. Abb. 2 aus der 

„Chronik der Wismut“ löst 
dieses Rätsel auf. Im Jahr 
1991 stand die Eiche in un-
mittelbarer Nähe des 
Haldenfußes einer der bei-
den Reuster Spitzkegel-
halden. Im Laufe der Jahre 
wurden radioaktive Stoffe 
aus dem Haldenmaterial 
ausgewaschen und 

gelangten in den Boden. 
Da im Rahmen der Sanie-
rung die Bäume erhalten 
werden sollten, konnte das 
kontaminierte Erdreich nur 
bis in die Nähe der Bäume 
abgetragen werden, um 
ihre Wurzeln nicht zu be-
schädigen.  
 
Wiese bei Gauern 
Unweit der Ortschaft Gau-
ern in Richtung Wolfers-
dorf befindet sich eine 

Wiese, auf der es mehrere 
Hotspots gibt. Die Wiese 
selbst weist eine nur unwe-
sentlich erhöhte ODL im 
Bereich von 0,2 µSv/h auf, 
während im eng begrenz-
ten Bereich der Hotspots 
durchaus Messwerte bis 
zu 10 µSv/h auftreten. 
Eng begrenzt bedeutet im 
konkreten Fall, dass in 

einem Bereich von +/- 2 m 
um das Zentrum des Hot-
spots herum stark erhöhte 
Messwerte zu verzeichnen 
sind. Wie Abb. 3 zeigt, 
kann das während einer 
längeren Trockenperiode 
sogar schon an der Vege-
tation abgelesen werden. 
Das Gras ist nicht etwa 
aufgrund der Strahlung 
gelb, sondern weil die Bo-
denstruktur an dieser 
Stelle vom Rest der Wiese 
abweicht und weniger 
Feuchtigkeit speichern 
kann, so dass das Gras 
vertrocknet. Bisher konn-
ten wir drei Hotspots loka-
lisieren, es soll aber auf 
der Wiese noch mehr ge-
ben.  
Was kommt als Ursache 
für diese Hotspots in 
Frage?  
Die wahrscheinliche Ant-
wort liefern alte Luftbilder 
aus dem Jahr 1953. Sie 
entstanden nur wenige 
Monate vor Beginn der Er-
schließungsarbeiten des 
Urantagebaus Gauern.  
Auf den Luftbildern ist in 
regelmäßigen Abständen 
von 50 m oder 100 m ein 
Netz von kleinen weißen 
Flecken zu sehen. Höchst-
wahrscheinlich handelt es 
sich dabei um 

Uranbergbausanierung 

Radioaktive Hotspots in Ronne-

burg und Umgebung  
von Dr. Ing. Karsten Hansky, Kretzschau 

Abb. 2: Lage der Baumgruppe am Haldenfuß (Quelle: „Chronik der Wismut“) 

Abb.1: Hotspot im Ronneburger Forst am Fuße einer Eiche 
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Flachschurfe oder Erkun-
dungsbohrungen, mit de-
nen der Urangehalt der 
Flächen bestimmt wurde.  
Drei dieser hellen Flecken 
befinden sich genau an 
den Positionen, wo heute 
Hotspots auftreten. Es 
kann daher mit hoher 
Wahrscheinlichkeit davon 
ausgegangen werden, 
dass die Hotspots ein 
Überbleibsel der Probe-
bohrungen von 1953 sind. 
Die Bohrlöcher wurden 
nach der Beprobung wie-
der verfüllt und natürlich 
wurde dadurch auch die 
Bodenstruktur gestört. 
Die Analyse einer Boden-
probe von einem Hotspot 
ergab einen Urangehalt 
von 3 g/kg, also 0,3%, was 
eine mehr als abbauwür-
dige Konzentration ist. Wa-
rum der Urantagebau 
dann doch nicht auf diese 
Wiese ausgedehnt wurde, 
ist nicht bekannt. 
 
Feldweg bei Berga 
Ein im negativen Sinne be-
merkenswerter Ort ist ein 
geschottertes Stück Feld-
weg in der Nähe von 
Berga. Der Feldweg ist 

knapp 100 m lang und 
wurde mit Schotter befes-
tigt.  
Dass es sich dabei um so-
genannten Wismut-Schot-
ter [1] handelt, zeigen die 
ODL-Messwerte. Diese 
sind über die gesamte 
Länge des geschotterten 
Bereichs höher als 
0,5 µSv/h und es konnten 
viele sehr aktive, lokale 
Hotspots nachgewiesen 
werden.  
Bei genauerer Untersu-
chung konnten innerhalb 
weniger Minuten mehrere 
Stücke Reicherz gefunden 
werden. Dabei handelt es 
sich um Gesteinsbrocken, 

die reich mit Uraninit 
(Pechblende) besetzt sind. 
Eines der Stücke hatte ein 
Gewicht von 210 g und 
eine Dichte von 5,55 g/cm3 
(Granit: 2,8 g/cm3). Daraus 
lässt sich ein Urangehalt 
von 36% … 43% abschät-
zen.  
Pechblende kommt im 
Ronneburger Revier nicht 
vor. Die gefunden Stücke 
stammen daher vermutlich 
aus dem Erzgebirge. Es 
handelt sich offensichtlich 
um Material von der Er-
zaufbereitungsanlage in 
Crossen. Auch wenn das 
geförderte Erz weitgehend 
ausgebeutet wurde, 
konnte nicht ausgeschlos-
sen werden, dass kleinere 
Reicherzbrocken „auf 
Halde“ gingen und in die 
jahrelang praktizierte Wei-
terverwertung als Kies-
Baumaterial gelangten.   
Während Wismut-Schotter 
normalerweise als Unter-
bau im Straßenbau 

verwendet wurde, hat man 
bei dem Feldweg das 
Problem der fehlenden 
Deckschicht. Damit liegt 
Reicherz in nur geringer 
Tiefe oder sogar frei an der 
Oberfläche, so dass ein 
gewisses Gefährdungspo-
tenzial gegeben ist. Eine 
Sanierung dieses Feld-
wegs ist daher anzustre-
ben. 
 
Fazit 
Es wurden exemplarisch 
drei Beispiele für radioak-
tive Hotspots gezeigt, de-
ren Existenz direkt oder in-
direkt mit dem Uranberg-
bau im Ronneburger Re-
vier zusammenhängt. Ei-
nes machen die gefunde-
nen Hotspots deutlich: Die 
Sanierung von Uranberg-
bauhinterlassenschaften 
ist zu vergleichen mit der 
Aufgabe, Zahnpasta in 
eine Tube zurückzudrü-
cken. Es bleibt immer et-
was übrig. 

 
Unser Autor Dr. Karsten 
Hansky ist als Informatiker 
seit fast drei Jahrzehnten in 
der Entwicklung und im 
Bau von Wasseranalysege-
räten tätig. 

 

[1] Frank Lange: „Die Verwen-
dung radioaktiver Halden als 
Baumaterial“.; Strahlentelex 642-
642; 2014 -http://www.strahlen-

lex.de/Stx_13_642-643_S03-   
09.pdf   

Abb. 3: Wiese bei Gauern - veränderte Vegetation aufgrund 
der gestörten Bodenstruktur 

Abb. 4: geschotterter Feldweg in der Nähe von Berga  

 

Abb. 5: Reicherz mit hohem Urangehalt, Ausbeute von 10 Mi-
nuten Suche 

http://www.strahlenlex.de/Stx_13_642-643_S03-09.pdf
http://www.strahlenlex.de/Stx_13_642-643_S03-09.pdf
http://www.strahlenlex.de/Stx_13_642-643_S03-09.pdf
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In the administrative dis-
pute proceedings regard-
ing the repeal of the Thu-
ringian general decree on 
radon prevention, the ad-
ministrative court to the 
city of Gera has now 
handed over the reasons 
for the judgment to the 
plaintiff mayors. The mu-
nicipalities in the eastern 
Thuringian region, which 
were subjected to an offi-
cial general decree on ra-
don precautionary obliga-
tions based on numerous 
incorrect and false bases, 
are very much disap-
pointed with the one-sided 
judgment. The almost 60-
page reasoning for the 
judgment repeats verba-

tim the statements made in 
the proceedings by the 
sued Thuringian State In-
stitute for the Environment, 
Mining and Nature Conser-
vation (TLUBN). The nu-
merous justifications and 
objections put forward by 
the plaintiff municipalities 
remained largely unno-
ticed or were dismissed as 

irrelevant. The court ig-
nored proven procedural 
errors in determining the 
radon potential and stated 
that there were no proce-
dural errors in the imple-
mentation of the recom-
mendations or the method 
from the Federal Office for 
Radiation Protection 

(Budesamt für Strahlen-
schutz – BfS). In particular, 
the court confirmed with 
the defendant authority's 
statements that the radon 
potential 44 had been 
clearly exceeded. The 
proven contrary deviation 
from the BfS calculation 
model was not mentioned 
in the judgment. No tech-
nical consideration was 
made in any way, but the 
inadmissibility of filing a 
lawsuit against an official 
general decree was pre-
sented for pages. The 
court believes that it can 
restrictively allow an ap-
peal of the judgment. The 
court affirmed the eligibility 
to file a legal proceeding 
based solely on the fact 
that a municipality can also 
have property under pri-
vate law and is therefore 
responsible for a work-
place on the ground or 
basement floor and then 
has to arrange measure-
ments. Nevertheless, the 
complaints would be un-
founded. The court ap-
proved the appeal (i.e. the 
appeal against the judg-
ment of the first instance) 
in the judgment with the 
fundamental meaning of 
the case, the legal ques-
tions regarding the choice 
of municipal boundaries 
and the application of a 
law-compliant scientific 
method. These points 
would be admissible for 
clarification by the higher 
court because they are rel-
evant to a large number of 
cases. The position of the 
TLUBN authority can be 
summarized and refuted: 

In the region, 87,243 tons 
of uranium are still stored 
in the former uranium min-
ing areas, which the court 
found to be a fact. Apart 
from the fact that a reserve 
calculation does not con-
stitute an offense, there 
was no allocation given for 
these uranium quantities, 
which refer to undeveloped 
areas largely outside the 
designated radon precau-
tionary sites. The court se-
riously believes that 80% 
of the uranium mined in the 
town of Ronneburg in 40 
years would still be availa-
ble!! There is evidence that 
the German Democratic 
Republic prepared and ini-
tiated the cessation of min-
ing because the fictitious 
reserve calculations were 
not confirmed. The geolog-
ical environment of the 
uranium ore, which is 
largely located in deep 
rock, causes radon pollu-
tion in local buildings. The 
radon problem is well 
known. Here, the city of 
Ronneburg's efforts to be 
included in radon meas-
urement programs, re-
jected by the BfS in 2015, 
were ignored. The rejec-
tion was due to insufficient 
geological background pol-
lution! The radon potential 
was only determined for 
one measuring point on 
the 21st of September, 
2001 (by the BfS), which 
was then described by the 
TLUBN in the lawsuit in 
2021 as the determining 
factor for radon pollution in 
the entire region. The cor-
rection of the geological 
classification made by the 
BfS was assessed by the 
court as insignificant. The 
fact revealed by the plain-
tiffs in court that the meas-
uring point was located on 
a 60 cm covered garbage 
dump was not worth taking 
into account by the court. It 
even confirmed that an ex-
amination of the data was 

generally not necessary. 
The defendant, on the 
other hand, had repeatedly 
claimed that a comprehen-
sive data check (in writing!) 
had been carried out be-
fore the false information 
was discovered. The de-
fendant was even forced to 
do this simply because of 
the map scale used. The 
court ignored the plaintiffs' 
entire explanation of the in-
correct geological classifi-
cation, as well as the sub-
sequent calculations sub-
mitted with the defendant's 
data, which revealed the 
incorrect calculations. In-
stead of at least comparing 
this information with the 
100% adopted formula-
tions of the defendant au-
thority, the court postu-
lated several times as fol-
lows: “The plaintiff does 
not adequately address 
the defendant's profes-
sional assessments. The 
plaintiff’s statements are 
not suitable to replace 
this.” End of the plaintiff’s 
assessment! The court 
therefore did not take note 
of the plaintiffs' written 
counter-arguments be-
cause they had not read 
them. It drew its findings 
solely from the explana-
tions provided by the state 
authority and assumes that 
the plaintiffs are technically 
incompetent. The uncondi-
tional adoption of the 
TLUBN's arguments are 
the actual weak points of 
the grounds of the lawsuit. 
They concern the incorrect 
calculation of the radon 
prevention areas by rein-
terpreting geological for-
mations without correcting 
the potential values deter-
mined by the defendant it-
self. Missing concrete 
measurement data is re-
placed by unprovable as-
sumptions. Obvious con-
tradictions received no 
trace of clarification. The 
consequences of this 

Current information 

on radon  

Landfill deter-

mines radon 

prevention in 

Thuringia  

Beilage 
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wrong judgment go far be-
yond the subject of the law-
suit regarding the false 
identification of radon po-
tential. In general, the 
court gave a clean bill of 
health to the false basis of 
the general decree by es-
tablishing “formal, material 
and flawless legality”. In 
doing so, it cemented a 
technically unnecessary 
focus on radon prevention, 
which in the future will 
waste taxpayers' money 
on contradictory and unin-
formative geological meas-
urement programs, etc. 
 

 

Research in geophysical 

specialist circles revealed 

that the basic idea of as-

signing radon prevention 

to certain regions of Ger-

many using geological pri-

orities is reduced to ab-

surdity by the content of 

the reasons for the judg-

ment. Therefore, the joy 

over the verdict in favour of 

geologically based radon 

forecasts is limited. Not 

correcting obvious errors 

ultimately damages the en-

tire model to which disser-

tations, research contracts 

and a lot of potential from 

various engineering offices 

were and are tied. The ra-

don content measured at a 

depth of one metre cannot 

represent uranium depos-

its in deep rock. Unless it is 

stored close to the surface. 

Even then, it is not the ura-

nium that is crucial, but ra-

ther the radium contained 

in more or less traces in 

the layer under investiga-

tion (usually the curve of 

the earth near the surface). 
Since an allegedly region-

ally relevant radon poten-

tial was measured in 2001 

at a former landfill, the use 

of such measuring loca-

tions is automatically 

prohibited. However, the 

court states: “The meas-

ured value at measuring 

point K. also realistically 

depicts the actual radon 

exposure.” An unprovable 

and dubious presumption! 

Meanwhile, even the geol-

ogy enthusiasts among the 

experts are critical of the 

absoluteness of the gener-

ally valid connection be-

tween geology/lithology 

and the radon content of 

entire regions. The trend is 

towards specifically re-

quired verification. The 

majority of geological for-

mations in southern and 

central Germany are capa-

ble of exhaling radon to the 

surface. The more insu-

lated and densely the 

buildings are built or 

equipped, the more radon 

contamination can de-

velop in basements and 

ground floors if there is in-

sufficient ventilation and 

insufficient sealing to the 

building ground. This ap-

plies even to a very weak 

radium-containing sub-

soil. It only takes a few 

hours longer. The respec-

tive room environment 

then determines the result-

ing radon concentrations. 

In addition, the upper soil 

layers, regardless of 

whether they are lithologi-

cal or sedimentary, are 

generally very non-homo-

geneously radioactive. 

Therefore, the conditions 

change in a very small 

space. So, what does this 

mean for radon protection? 

With the climate-related 

sealing of buildings, the 

risk of radon development 

does not only increase in 

areas whose geology is 

said to have a supposedly 

high radon potential. So 

far, according to the BfS, 

this only applies to Silurian 

greywacke and Devonian 

granite. 

Can the radon problem 
be limited to a few loca-
tions in Germany? A 
“light” form of health pro-
tection can actually not ex-
ist and under no circum-
stances should the selec-
tion of precautionary areas 
be based on the TLUBN 
method, nor based on 
measurement data on 
landfills. A serious ap-
proach and sufficient sci-
entific justification should 
also be the yardstick for 
the judiciary to make judg-
ments “in the name of the 
people”. The municipalities 
should be able to defend 
themselves against the of-
ficial paternalism (and cost 
burden) caused by the 
judgment. To put it in Latin: 
Qui perd, gagne!  
F.L. 

The international reaction 
to the nuclear danger 
posed by the war in 
Ukraine can be presented 
and summarized as fol-
lows by the official state-
ments of the IAEA (Inter-
national Atomic Energy 
Agency): The organization 
has seven principles (“in-
dispensable pillars”) as 
early as 2022 to ensure nu-
clear safety and security 
during an armed conflict. In 
short, these comprise: the 
physical integrity of nu-
clear facilities, the full func-
tionality of the safety sys-
tems, competent operating 
staff, secure external 
power supplies, uninter-
rupted logistical supply 
chains, effective radiation 
monitoring systems with 

emergency preparedness 
and, ultimately, a reliable 
communication with the 
supervisory authority. Re-
garding the situation in 
Ukraine, the IAEA negoti-
ated with the belligerents 
on five additional specific 
needs to avoid the risk of a 
catastrophic incident: 
1. There should be no at-
tack of any kind from or 
against the facility, particu-
larly the reactors, storage 
facilities for burned fuel, 
other critical infrastructure, 
or personnel;  
2. The nuclear power plant 
should not be used as a 
storage or base for heavy 
weapons (i.e. multiple 
rocket launchers, artillery 
systems, ammunition and 
tanks) or military personnel 
that could attack from the 
facility.  
3. The system's external 

power supply should not 
be endangered. To this 
end, every effort should 
be made to ensure that 
off-site power remains 
available and secure at 
all times. 4. All structures, 
systems and compo-
nents that are essential 
for the safe operation of 

the nuclear power plant 
should be protected from 
attacks or acts of sabo-
tage.  
5. No action should be 
taken that undermines 
these principles. 
 
The IAEA experts on site 
continuously carry out 
these tasks and report on 
compliance with these 
principles to the IAEA Di-
rector General, who com-
municates violations of 
these principles to the pub-
lic. This currently concerns 
the increased military ac-
tivities near nuclear power 
plants and the testing of 
existing mines and sus-
pected reactors being 
equipped with explosives. 
The IAEA published 

Current information about 

GAU risks:  

Nuclear safety: 

Ukraine’s nu-

clear power plant 
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concrete actions regarding 
plant operation and the 
public hot/cold switching of 
reactors: 
In July, reactor unit 4 be-

gan switching from cold to 

hot shutdown (warm 

state). Once this was 

achieved, reactor unit 5 - 

which was in hot shutdown 

- was placed in cold shut-

down to carry out preven-

tative maintenance work 

that is only possible in this 

state. The other blocks re-

main in the cold state. To 

this end, the national regu-

latory authority of Ukraine - 

SNRIU - had issued official 

orders to limit the opera-

tion of all six units to a cold 

shutdown state. Unit 4 of 

the nuclear power plant 

has been in cold shutdown 

again since the 12th of Au-

gust, 2023 after a water 

leak was discovered in one 

of the four steam genera-

tors. The cause of the wa-

ter leak has been resolved. 

Unit 6 remains in hot shut-

down for on-site steam 

generation. Blocks 1 to 5 

remain in cold shutdown. 

The IAEA team reported 

that there is maintenance 

work being conducted on 

various components and 

safety systems at the 

plant, whose six reactors 

remain shut down, one in 

hot shutdown and the oth-

ers in cold shutdown. “On 

the 4th of September, a wa-

ter leak was discovered in 

a circulation valve of the 

necessary service water 

system in reactor block 5. 

To repair this valve, the 

site had to take one safety 

platoon from Unit 5 and 

one from Unit 6 offline. Af-

ter the valve was repaired, 

the safety platoon of Unit 6 

was returned to standby 

mode, while that of Unit 5 

was kept off-line for 

maintenance. Each reactor 

of the nuclear power plant 

has three separate and in-

dependent redundant sys-

tems (also called "safety 

platoons"), which together 

comprise the safety sys-

tems of the units, which are 

normally in stand-by mode 

and can be activated when 

necessary to ensure safety 

of the reactor block. A 

safety platoon alone is 

able to ensure the safety of 

the reactor block.” [1] 

With regard to the reported 

cooling water problems, 

the situation is closely 

monitored by the IAEA em-

ployees. The evaporation 

losses of the cooling water 

basin cut off from the res-

ervoir feed are compen-

sated for by drilling wells. 

“Three months after the 

destruction of the down-

stream Kakhovka Dam, 

which depleted the vast 

reservoir the nuclear 

power plant relied on to 

cool its reactors and 

burned fuel, the power 

plant continues to work to 

restore access to other ex-

panding water sources, for 

example by drilling ground-

water wells. To date, 

seven such wells have 

been completed out of a to-

tal of 10-12 planned wells.” 

[2] 

The IAEA assesses the sit-

uation in general: “A nu-

clear or radiological acci-

dent during the ongoing 

conflict could have cata-

strophic consequences for 

the people in Ukraine, for 

the people in Russia as 

well as for neighboring 

states and beyond.” Due to 

the operational status of 

the Zaporizhzhia NPP, the 

regional danger is cur-

rently in the foreground, 

but this has become ex-

tremely dramatic due to 

the flare-up of military ac-

tions: “This is an untenable 

situation and is becoming 

increasingly precarious. 

Enerhodar (not far from 

the Zaporizhia NPP) has 

gone dark. The power 

plant has no external 

power. And we have seen 

that once the infrastructure 

is repaired, it becomes 

damaged again. This is 

completely unacceptable. 

It cannot exist. I therefore 

urgently call for an immedi-

ate cessation of shelling in 

the entire region. This is 

the only way to ensure the 

safety of operating person-

nel and to permanently re-

store the power supply to 

Enerhodar and the power 

plant. This dramatic devel-

opment shows that it is ab-

solutely necessary to set 

up a nuclear safety and se-

curity protection zone 

now.” [3] Compliance with 

the necessary 5 security 

pillars is in acute danger 

and requires all possible 

international influence on 

the warring parties.  

Summary: The infor-

mation from the IAEA illus-

trates the efforts of the in-

ternational technical com-

mittees to prevent a nu-

clear catastrophe of any 

magnitude; but clearly re-

veals that political activities 

are not keeping up. The 

diplomatic effort to contain 

the war conflict requires 

unconditional promotion. 

F. L. 

[1] Update 181 - Statement by 

the IAEA Director General on 

the situation in Ukraine 

(09/01/23) [2] Update 182 - 

Statement by the IAEA Direc-

tor General on the situation in 

Ukraine (09/08/23) [3] State-

ment by the Director General 

on the serious situation at the 

Ukrainian Zaporizhzhia nu-

clear power plant (09/09/23). 

The term ALPS stands for 
“advanced liquid pro-
cessing system” and refers 
to the discharge of con-
taminated cooling water 
from the Fukushima nu-
clear power plant that be-
gan on the 24th of August, 
2024; by March 2024 there 
will be 31,200 tons. The 
dumping should last at 
least 30 years. Fig. 1 sym-
bolizes the exhausted stor-
age capacity and Fig. 2 
shows the basic flow dia-
gram of the cooling water 
disposal. The ALPS pro-
cess is labeled as “special 
filtration”. It is supposed to 
eliminate 62 radionuclides. 
But not all of them are 
completely removed; apart 
from tritium, it concerns C-
14 and other isotopes not 
mentioned. Tritium is a ra-
dioactive isotope of water 
and is therefore particu-
larly difficult to chemically 
separate from normal wa-
ter. The process itself is 
based on iron and car-
bonate precipitation with 
subsequent two-stage ad-
sorption of radionuclides of 
cesium and strontium. At 
the time of the accident, 
Cs-134, Cs-137 and Sr-90 
were the relevant radionu-
clides with regard to dose 
exposure via sea routes. 
During the first accident 
period up to July 2011, this 
also affected iodine I-131. 
Tritium was also monitored 
at the time, although only a 
small contribution to poten-
tial radiation exposure via 

Current information 

about GAU conse-

quences:  

Fukushima 

Daiichi ALPS 

discharge into 

the sea 
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sea was assumed. “It is 
practically not accumu-
lated in the marine biota 
and its general dose factor 
is quite low.” The state-
ment from the IAEA [1] 
contradicts the suspected 
evidence from the fish in-
dustry. The dispute re-
volves around whether or 
not fish and seafood con-
sumed are in the form of 
organically bound tritium or 
not. According to the IAEA 
and the Japanese operator 
Tepco, studies on the rela-
tive biological effective-
ness of low-energy beta 

particle emissions from trit-
ium did not show a clear 
pattern of differences be-
tween the tritium species. 
This gives reason to as-
sume a subordinate (negli-
gible) dose rate [1] p.71. 
Scientists, such as Prof. 
Walther from Leibnitz Uni-
versity in Hanover, make 
comparisons that a tritium 
intake via drinking water 
achieves the same radia-
tion dose “as in an hour in 
an airplane... due to natu-
ral cosmic radiation”. Trit-
ium, which has been used 
for decades as a light 
source in watches and has 
a comparatively much 
higher radiation intensity 

than the traces in sea-
water, is also used to illus-
trate its harmlessness. He 
argues that the tritium 
emissions from normally 
operating nuclear power 
plants worldwide have the 
magnitude or a higher level 
than the planned dis-
charge. [2] Nevertheless, 
the dilution method re-
mains a questionable prac-
tice that does not do justice 
to the global dimension 
and significance of the Fu-
kushima meltdown with 
subsequent dumping in the 
sea. The Japanese fish in-

dustry suffered some dam-
age and Prof. Walther ad-
mits that “products from 
the Fukushima province 
will be less merchantable. 
Of course, we saw this im-
mediately after the acci-
dent with all kinds of agri-
cultural products, even if 
they were radiologically 
harmless because meas-
urements were taken that 
proved this. Nobody 
wanted to buy these prod-
ucts. It is foreseeable that 
this will now happen again 
with fish and other seafood 
products.” [2] 
The mixture in a ratio of 
around 1:7 dilutes the trit-
ium water from around 60 

kBq/l to < 1.5 kBq/l. For 
comparison: The limit val-
ues for drinking water in 
Japan are 1.5 kBq/l (Ger-
many 0.1 kBq/l). The sea-
water in the coastal area in 
front of the nuclear power 
plant has a tritium content 
of up to around 1 Bq/l (in 
the ocean 0.04 Bq/l); one 
assumes that the concen-
trations are irrelevant. The 
decay time is around 12 
years and when absorbed 
biologically it is assumed 
that it leaves the body after 
around 10 days without 
leaving any alleged ef-

fects. 
The more cost-intensive 
alternatives include ex-
panding the storage tanks 
or injecting them into the 
ground. R. Kusmierz from 
Bremen points to cheaper 
yet environmentally 
friendly options: “It is in-
comprehensible why the 
Japanese now have to 
dump the Fukushima cool-
ing water into the sea. 
Storage containers that 
are no longer sufficient are 
not convincing. The water 
contaminated with tritium 
could also be filled into 
cheaper, not inherently 
stable but buoyant stain-
less-steel tanks and then 

sink on the seabed and 
cover. Or transport them to 

As a reminder: 

On March 11, 2011, a 
magnitude 9.1 sea-
quake triggered a tsu-
nami that caused dev-
astating destruction in 
north-eastern Japan; 
22,199 people are 
known to have died in 
the floods. A 14 m high 
tidal wave hit the Fuku-
shima Daiichi nuclear 
power plant, causing 
its safety systems to 
fail and triggering melt-
downs in three reac-
tors, resulting in the re-
lease of enormous radi-
ation and radioactive 
materials. Around 
160,000 people were re-
located, some perma-
nently. One conse-
quence to this day con-
cerns the contami-
nated cooling water 
that is still produced. 
1.233 million m³ have 
now accumulated in 
over a thousand stor-
age tanks and the stor-
age capacities have 
been exhausted. The 
operator Tepco, Japa-
nese and international 
authorities (IAEA) and 
scientists see the solu-
tion to the problem in 
dumping “filtered” 
cooling water into the 
sea. However, resi-
dents, fishermen and 
neighboring countries 
see things differently. 
They accuse the Japa-
nese government of 
choosing the cheapest 
and fastest solution. 
Tritium is a radioactive 
hydrogen isotope that 
is classified as a soft β-
emitter and harmless. 
At least in comparison 
to cesium-137 and 
strontium-90. 
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deep sea areas with tank-
ers. ... Of course, the con-
tainers corrode in salt wa-
ter at some point and then 
release the contents more 
or less quickly. But only af-
ter fifty or a hundred years, 
when the tritium has de-
cayed below one permille 
after, for example, 10-12 
half-lives. The background 
to the suggestion of stor-
age in deep-sea tanks is 
that the sea currents on the 
ocean floor move relatively 
slowly and hardly mix with 
the water layers closer to 
the surface inhabited by 
many living creatures, in-
cluding species used in 
fishing (thermohaline cir-
culation). Leaks from 
deep-sea tanks would 
therefore hardly lead to 
discharges into the bio-
sphere. Another alterna-
tive: The German “Ato-
mendlager Asse” produces 
contaminated water. Salt 
concrete is used to expand 
the pit - so to speak, two 
birds are killed with one 
stone: building material is 
produced and radioactive 
water is disposed of. Don't 
we also need a lot of con-
crete for civil engineering 
in Japan? The tritium water 

would be perfectly stored 
there, and the Japanese 
fishing industry would not 
suffer any damage to its 
reputation.” [3]  
The level of necessary 
“ALPS treatment” makes it 
impossible to compare the 
cooling water contamina-
tion with other nuclear 
power plants. 
F. L. 
 
[1] IAEA comprehensive re-
port on the safety review of 
the ALPS-treated water at the 
Fukushima Daiichi nuclear 
power station; IAEA Vienna 
2023 
[2] tagesschau.de: Interview 
with Prof. Walther on August 
23, 2023  
[3] Communication from Ralf 
Kusmierz to the KUK 
Ronneburg; Bremen, Septen-
ber 2023 
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